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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delitzſch Bikterfeld,
Baumburg Weißenfels Zeik, Wikkenberg Schweinik, Toxgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckarksberga

Expedition: harz 42/43. und die Mansfelder Kreiſe. Redaktion Harz 42/43.

Der fünfte Kongreß der Gewerkſchaften
Deutſchlands

findet von heute, Montag, den 22. bis Sonnabend, den 27. Mai,
zu Köln am Rhein im ſtädtiſchen Gürzenich-Saale ſtatt. Er
dürfte ſowohl wegen der wahrſcheinlich außerordentlich großen
Zahl der Teilnehmer, die über 1 Million organiſierter Ar
beiter vertreten aus Berlin allein ſind gegen 80 Delegierte
angemeldet als auch wegen der allgemeinen Bedeutung
der behandelten Gegenſtände großes Intereſſe finden. Als
vorläufige Tagesordnung iſt vorgeſehen:

1. Erledigung der geſchäftlichen Angelegenheiten (Wahl der
Kommiſſionen, Prüfung der Mandate uſw.)

2. Rechenſchaftsbericht der General- Kommiſſion (Bericht-
erſtatter: Reichstagsabgeordneter C. Legien-Berlin.) Be-
ratung der Anträge betreffend:

a) Allgemeine Agitation;
b) Agitation unter den Arbeiterinnen;
o) Agitation unter den fremdſprachlichen Arbeitern;
d) Streikunterſtützung und Streikſtatiſtik;
o) Heimarbeit;

e gung des Koſt- und Logiszwanges beim Arbeit
geber;

g) Korreſpondenzblatt.
3. Bericht über das Zentral Arbeiterſekretariat. (Bericht

erſtatter: Reichstagsabgeordneter Robert Schmidt-Berlin.)
4. Die Stellung der Gewerkſchaften zum Generalſtreik. (Re-

e Reichstags-- Abgeordneter Th. Bömelburg- Ham-
urg.
5. Die Gewerkſchaften und die Maifeier. (Referent: Reichs

tagsabgeordneter Schmidt Berlin.)
6. Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften. (Referent: Reichs

tagsabgeordneter A. v. El m Hamburg.)
7. Die Aufgaben der Gewerkſchaftskartelle in der Gewerks

ſchaftsorganiſation. (Referent: P. Um breit Berlin.)
8. Die geſetzliche Vertretung der Arbeiterſchaft in Arbeits-

kammern oder Arbeiterkammern. (Referent: A. Schlicke-
Stuttgart und Reichstagsabgeordneter O. Hue-Eſſen.)

9. Beratung der nicht unter den vorſtehenden Punkten er-
ledigten Anträge.

Trotz der großen Zahl der zu verhandelnden Fragen ſind
noch eine ganze Reihe von Anträgen auf Ergänzung der
Tagesordnung geſtellt. Die Verbandsvorſtände der Glaſer,
Graveure, Konditoren, Schmiede und Textilarbeiter beantragen,
als beſondern Punkt auf dem Gewerkſchaftskongreß „die näch-
ſten Aufgaben der Gewerkſchaftsbewegung“ zu verhandeln, die
Zahlſtelle Dresden des Holzarbeiterverbandes ſchlägt vor, den
„Uebertritt aus einer Gewerkſchaft in die andere beim Berufs
wechſel“ zu regeln. Der Verband deutſcher Gaſtwirtsgehilfen
verlangt Stellungnahme zur „gewerbsmäßigen Stellenvermitt-
lung“, der Zentralverein der Bureauangeſtellten Verbreitung
von Aufklärung über die Schwindelunternehmungen der ſo-
genannten „Volksverſicherungen“, der Verband der Maſchiniſten

und Heizer bittet den Kongreß, ſich die Forderungen auf Für-
ſorge der Geſetzgebung für ſie in Ausübung ihres verant
wortungsvollen Berufes zu eigen zu machen.

Auch zu den übrigen Punkten der Tagesordnung ſind zahl
reiche Anträge eingegangen.

An die Debatte über den Rechenſchaftsbericht der General
Kommiſſion ſoll die eingehende Beratung der hauptſächlichſten
Einzelfragen des täglichen Gewerkſchaftslebens anknüpfen. Zu-
nächſt liegen hier Anregungen auf Errichtung von Gewerk-
ſchaftsſekretariaten in gewerkſchaftlich zurück gebliebenen Gegen
den vor. Solche Wünſche werden laut für das Eichsſeld und
das ſächſiſche Erzgebirge, für Lothringen, RheinlandWeſt-
falen und München-Gladbach. An allgemeineren Vorſchlägen
iſt der auf Herausgabe von Broſchüren gegen die chriſtlichen
und Hirſch-Dunckerſchen Gewerkſchaſten und der auf ſorgfältige
Pflege der internationalen Beziehungen und ſtrikte Beobach
tung der Beſchlüſſe der internationalen Gewertſchaftskongreſſe
zu erwähnen. Zur „Agitation unter den Arbeiterinnen“
liegt eine längere Reſolution des gewerkſchaftlichen Frauen
Komitees vor, die auf die große Wichtigkeit der Wahl weib-
licher Vertrauensperſonen für alle Berufszweige hinweiſt. Der
deutſche Tabakarbeiterverband (Zahlſtelle Berlin) will die Ver
pflichtung der Gewerkſchaftsmitglieder zur Einführung ihrer
gewerblich tätigen Frauen und Töchter in die Organiſation
noch einmal ausgeſprochen wiſſen. Die Agitation unter den
fremdſprachlichen Arbeitern ſoll durch Ausbau des L'Operaio
Jtaliano, des von der Gewerkſchafts Kommiſſion herausge-
gebenen Blattes für die italieniſchen Arbeiter, ſowie durch
Ausgabe franzöſiſcher Broſchüren für Lothringen gefördert
werden. Zu weit größeren und umfangreicheren Debatten,
dio mit die bedeutendſten des Kongreſſes ſein dürften, wird
die Frage der „Streikſtatiſtik und Streikunterſtützung“ Anlaß
geben, denn hierbei dürften die großen Streiks der beiden
letzten Jahre, der Kampf der Textilarbeiter in
Krimmitſchau und der der Berg arbeiter an
der Ruhr zur Sprache kommen. Eine ganze Reihe von
Anträgen will für die gewerkſchaftlichen Maſſenkämpfe die
Unterſtützungen in anderer genauer Weiſe als bisher durch die
ausgegebenen Sammelliſten geregelt und geſichert ſehen. Ein
Teil dieſer Anträge verlangt die Anordnung von Umlagen in
allen Gewerkſchaften durch die General-Kommiſſion, ein anderer
ſchon in der Zeit des gewerblichen Friedens Sammlung eines
außerordentlichen Widerſtandsfonds, wieder andere Anträge
zum mindeſten, daß nicht von zwei Seiten, Partei und Ge-
werkſchaft, Sammelliſten für die Streikenden ausgegeben wer-
den. Einmütig dürfte der Kongreß für die „Beſeitigung
des Koſt- und Logiszwanges beim Arbeitgeber“ eintreten. Eine
Reſolution der bisher zu ſeiner Bekämpfung eingeſetzten Kom
miſſion gibt Anleitung zum Kampf gegen ihn. Fraglich dürfte
ſein, ob der Kongreß dieſe Kommiſſion weiter beſtehen läßt,
oder ihre Aufgabe der General- Kommiſſion überweiſt. Auch
die Frage des „Heimarbeiterſchutzes“ wird im Anſchluß an
den von der General- Kommiſſion einberufenen vorjährigen
Heimarbeiter-Schutzkongreß eingehend erörtert werden. Der
Gewerkſchafts- Kongreß wird Mittel und Wege zu finden haben,

(Nachdruck verboten.)

Der unbekannte Vater.
Skizze aus dem Franzöſiſchen von Ernſt Däumig.

Als Frau Lécuyer ihrer Sache ſicher zu ſein glaubte, ſagte
ſie zu ihrem Dienſtmädchen Henriette, einem jungen zwanzig-
jährigen Mädchen, das ſeit drei Jahren bei ihr im Dienſt
tand

„Henriette, Sie wollen es mir zwar nicht eingeſtehen, aber
Sie haben aus vielen Gründen Unrecht. Wenn Sie wirk
lich in anderen Umſtänden ſind, wie ich vermute, ſo können
Sie nicht länger die n Arbeiten verrichten. Sie
müſſen ſich auch ſchon früh genug überlegen, was Sie mit
Jhrem Kinde anfangen wollen.

Das Mädchen weinte und geſtand endlich ihren Zuſtand ein.
„Nun alſo; was wollen Sie anfangen?
„Jch, werde von hier fortgehen, wenn die Zeit meiner

Niederkunft herannaht.“
„Und dann?“„Dann werde ich das Kind in Pflege geben und mir eine

andere Stelle ſuchen.“
„Jch habe nen ja r nicht geſagt, daß ich Sie W

ſchicken will. Das Unglück iſt nun einmal da. Jetzt
Wipt es, gutmachen, was gut zu machen iſt. Wird der

ater des Kindes Sie heiraten?
„Der iſt weit weg von hier.
„Er hätte Sie mitnehmen ſollen.
Wir beſaßen alle beide nichts. Jch verlange übrigens

auch nichts von ihm.“
„Jch will nicht weiter in Sie dringen, Henriette Jch

begreife Jhre peinliche Lage. Aber wenn Jhnen meineſſe und mein Rat von Nutzen ſein können, ſo ſtehe ich zu
1 IIhrer Verfügung. Auf meine Diskretion können Sie bauen.

e
l

wei Monate ſpäter, nachts gegen 2 Uhr, mußte Henrietteehe Wagen ehe und an der Tür des EntbindungsJn-

ſtitutes um Einlaß bitten. 9 cher eine Depeſche
Am nächſten Mongen erhielt Frau Lécuher eine

der ihr mitgeteilt wurde, daß der Zuſtand ihres Dien tmäd

c

wünſche.

„Du willſt V ſagte Herr Lécuyer zu ihr, als er
ſah, daß ſie ihren Hut aufſetzte. „Komm nur bald zurück.
Du erinnerſt Dich doch, daß wir heute einen dringenden Be
ſuch zu machen haben.“

Sie teilte ihm die noch dringendere a ihres Aus
ehens mit. Er ſchien überraſcht, daß ſeine Frau über die

Niederkunft Henriettens bisher Stillſchweigen beobachtet hatte.
„Jch fürchtete Deine Strenge dem armen Mädchen gegen-

über Jch weiß nicht, wie es kommt, aber ſie iſt mir ſym
pathiſch. Sie hat ein ſo nettes Geſicht und ſo intelligente
Augen. Und dann war ſie mir immer ſo ergeben!
ſagte Frau Lécuyer.

„Trotzdem iſt es aber nicht nötig, daß Du dahin gehſt.
Jch will doch nicht hoffen, daß Du mit einem Male die
Krankenpflegerin Deiner Dienſtmädchen werden willſt
Schickt ihr meinetwegen Geld, eine genügend große Summe,
die ſie mit ihrem Kinde vor Not ſchühzt, wenn ſie die Entbin-

dungsanſtalt verlaſſen.“ ß„Aber Jch wollte ſie doch wiedernehmen, die Henriette
Sie iſt ſo nett und in ihrem Dienſte ſo gewiſſenhaft

Und ſie wird nun auch viel verſtändiger ſein. Das Kind
iſt doch eine Warnung für ſie für die Zukunft.

„Henriette kommt mir nicht mehr hierher. Jch würde
ſie nicht fortgeſchickkt haben, da ſie aber nun einmal gegangen
iſt, iſt für mich die Sache erledigt.“

„Das tut mir aber ſehr leid. Jch hatte es ihr ver-
rochen.“rege war eben unrecht von Dir. Du hätteſt erſt mit

zung, ſiemir darüber ſprechen ſollen. Henriette iſt no
wird ſchon eine andere Stelle finden.“

„Jch, möchte ſie aber trotzdem noch gern einmal ſehen.
Vielleicht iſt ſie ſchon tot.“

„Nun, dann geh'! Aber daß mir die Geſchichte dann ein
Ende hat. Derartige Dinge paſſieren doch alle Tage!“

Er ſchien ſehr ungehalten zu ſein.
v
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e und Frau Lécuher waren zwölf Jahre verheiratet und
leichen Alters, beide fünfunddreißig Jahre. Sie hatten keine

rau Lécuyer war aber die Anlage zur Mutterinder.

chens ſehr bedenklich ſei, und daß dasſelbe ſie zu ſehen

die Agitation für den geſetzlichen Heimarbeiterſchutz möglichſt
wirkſam zu geſtalten. Zum Korreſpondenzblatt der General
Kommiſſion liegt ſchließlich nur von einer Seite ein Antrag
auf Erweiterung des Blattes vor.

Von den ſpeziellen Fragen, die ſich dem Rechenſchaftsbericht
anſchließen, dürfte die des „Zentrabarbeiterſekretarints“ nuv
kurze Zeit in Anſpruch nehmen. Auf Beſchluß des letzten Kon
greſſes von der General- Kommiſſion zur Vertretung der Ar
beiterintereſſen vor dem Reichsverſicherungsamt ins Leben ge
rufen, hat das Reichs-Arbeiterſekretariat in den zwei Jahren
ſeines Beſtehens unter der Leitung des Referenten Reichs
tagsab geordneten Schmidt ſchon eine umfangreiche und wert-
volle Tätigkeit entfaltet. Zu den beiden Fragen von all
gemein politiſcher Bedeutung, der Stellung der Gewerkſchaften
zum „Generalſtreik“ und „Maifeier“, haben ſich
bisher nur wenige Verbände geäußert. Zum Generalſtreik
liegen überhaupt keine Anträge, zur Maifeier nur einige Re-
ſolutionen vor, die ſich meiſt auf dem Boden des Annſter-
damer Beſchluſſes, der Feier des erſten Mai möglichſt durch
Arbeitsruhe, ſtellen. Zum Thema: „Gewerkſchaften und
Genofſſenſchaften“ verwahren ſich einige Verbände dagegen, ſich
auf die Beteiligung an den Genoſſenſchaftsbeſtrebungen feſt
legen zu laſſen. Die Debatte dürfte hier hauptſächlich Klagen
über Nichtbefolgung gewerkſchaftlicher Regeln durch die Kom
ſum- Vereine bringen. Zur Frage der Stellung der „Ge-
werkſchaftskartelle“, d. h. der örtlichen Vereinigungen der ver
ſchiedenen Berufsorganiſationen, liegen einerſeits Anträge vor,
die ihnen das Recht auf Vertretung bei den Gewertſchafts
Kongreſſen zuſprechen wollen, andererſeits ſolche, die ihnen die
agitatoriſche Förderung rückſtändiger Gewerkſchaften am Orte
zur Pflicht machen.
Lehhafte Meinungsverſchiedenheiten, die ſchon durch die Auf

ſtellung zweier Referenten angedeutet ſind, beſtehen innerhalb
der Gewerkſchaften ſelbſt über die Frage: „Arbeitskam-
mern oder Arbeiterkammern', die den letzten be-
ſonders bezeineten Punkt der Tagesordnung bildet. Aber auch
unter den verſchiedenen Anträgen“ befindet ſich noch eine
Frage, die zu ſehr ausgedehnten Erörterungen Anlaß geben
dürfte. Es handelt ſich um die Grenzſtreitigkeiten
zwiſchen verſchiedenen Gewerkſchaften, wie
ſie beſonders zwiſchen dem Verband der ungelernten Arbeiter
(Fabrik-, Land- und Hilfsarbeiter-Verband) und mehreren
Hilfsarbeiter-Organiſationen, zwiſchen den Gemeindearbeitern
einerſeits, den Steinſetzern und Gärtnern andererſeits, zwiſchen
dem Metallarbeiterverband und dem Verband der Maſchiniſten
und Heizer uſw. beſtehen. Weitere Anträge beſchäftigen ſich
wiederum mit dem Uebertritt aus einer Gewerkſchaft in die
andere im Falle des Berufswechſels oder mit beſonderen Wün
ſchen für dieſes oder jenes Gewerbe. Ein Antrag der Bild
hauer verlangt Stellungnahme gegen den Alkoholismus und
Bekämpfung des Trinkzwanges, der durch die Trinkſitten unter
den Arbeitern ausgeübt wird.

Zur Erledigung der umfangreichen Tagesordnung hat der
Gewerkſchaftskongreß eine Woche in Ausſicht genommen; nur
für den Donnerstag nachmittag iſt eine Rheinfahrt geplant.

liebe ſehr ſtark entwickelt, und das war auch noch ein Grund
für ihre Teilanhme und ihr Mitleid mit Henriette.

Sie kehrte ganz beſtürzt aus dem Krankenhauſe zurück.„Jn der Tat,“ ſagte ſe, „die arme Henriette wird nicht
wieder hierher kommen. Sie ſtarb, nachdem ſie mir kaum
ein paar Worte geſagt hatte.“

„Was ſagte ſie?“
„Daß das Kind in m en werden ſolle daßes Gaſton heiße. Un ann hat ſie mir noch dieſes

Kuvert gegeben.“
„Zeig' her!“ ſagte Herr Lécuyer heftig, indem er ihr das

Kuvert aus der Hand riß.
„Warun nimmſt Du mir das Papier ſo barſch aus der

Hand?“
weil ich, wenn das die letzten Wünſche Hen-

riettens ſind, nicht wikl, daß Dein Leben geſtört wird, w
ich nicht will, daß Du Dir eingebildete Pflichten aufladeſt!“

„Jch werde nur das tun, was notwendig iſt. Jch weiß
ja, daß ich Dir ſchulde.“Herr Lécuyer hatte das Kuvert W Es enthielt nur

er Henriette Lalné,den Geburtsſchein Gaſtons, Sohn
eines unbekannten Vaters.

„Was gedenkſt Du zu tun?“ fragte Lécuyer ſeine Frau.
„Henriette war drei Jahre bei uns. Jch habe niemals

über ſie klagen können. Jhr Kind wird von der Armen-
et in Pflege gegeben Aber ich möchte mehr für

asſelbe tun.“
„Gut ich bin damit einverſtanden. Wirf für den Knaben

eine Summe von fünfhundert Franken aus. Jch werde
für eine günige Anlage des Geldes ſorgen. Wenn der
le entſprechend alt iſt, wird er Kapital und Zinſen be-
ommen.
„Aber ich hätte ihn pern ſelbſt in Pflege gegeben.
„Nein, nein! Nur keine Verantwortung übernehmen.

Du würdeſt es ſpäter bloß bereuen!“
Der arme Kleine!“ ſagte Frau Lécuyer, und ihre Augenfülkten ſich mit Tränen.

„Na, na! Später vielleicht wir werden ja ſehen!“ ſagte
Herr Leécuyer einlenkend.

Schluß folgt.)



Dem Gewerkſchaftskongreß voran geht am Sonntag, den
21. Mai, die Hauptverſammlung der Unterſtützungsvereinigung
der in der modernen Arbeiterbewegung tätigen Angeſtellten,
die lediglich interne Organiſationsfragen behandelt. Es folgt
ihn am Sonntag, den 28., und Montag, den 29. Mai, eine
Konferenz der Arbeiterſekretariate, diefolgende Tagesordnung hat:

1. Die Statiſtik der Arbeiterſekretariate;
2. Auskunftserteilung an Unorganiſierte und Gebühren-Er-

hebung;
3. Ausbildung und Weiterbildung der Arbeiterſekretäre;
4. ärztliche Gutachten;
5. Dienſtvertrag und Werkvertrag nach dem bürgerlichen Ge

ſetzbuch.

Tagesgeſchichtr.
Halle a. S., 22. Mai 1905.

Der Reichstag
hielt am Sonnabend zwei Sitzungen ab, die beide ſehr kurz
waren. Jn der erſten Sitzung bekämpfte der Freiſinnige
Volksparteiler Pohl noch einmal ſcharf die Erhöhung der
Reviſionsſumme. Auch der Antiſemit Bruhn ſprach ſich
nochmals gegen dieſelbe aus, glaubte aber daneben ein paar
judenhetzeriſche Redensarten verzapfen zu müſſen. Der olden-
burgiſche Gerichtsrat Burlage verteidigte namens der Mehr
heit des Zentrums die Vorlage nebenbei fand er ein paar
ganz treffende Wendungen gegen das Aſſeſſoren- und Hilfs-
richterweſen. Auf Antrag Singer wurde über den ent-
ſcheidenden Artikel 1 der Vorlage, der die Erhöhung der Revi-
fionsſumme enthält namentlich abgeſtimmt. Bei 7 Stimm-
enthaltungen ſtimmten 76 für und 71 gegen. Das Haus war
alſo beſchlußunfähig und die Sitzung ſomit aufgeflogen.

Die nächſte Sitzung, die der Präſident auf eine halbe
Stunde anberaumte, war noch kürzer als die vohergehende.
Debattelos wurden ein paar kleine Vorlagen, ſowie die dritte
Leſung des Totaliſatorgeſetzes erledigt. Bei den Rech-
nungsſachen wurde ein geradezu ungeheuerlicher Maſſenkonfum
an Radiergummi ſeitens der deutſchen Kolonialverwaltung
NeuGuineas konſtatiert. Am Montag ſtehen der Jnitiativ-
autrag Blell (Frſ. Vpt.) betr. Stellung der Handlungs-
agenten und verſchiedene zweite und dritte Leſungen auf der
Kagesordnung.

Preußiſcher Landtag.

Das Abgesrdnetnhaus hielt Sonnabend nur eine kurze
Sitzung ab. Zunächſt wurde der Geſetzentwurf auf Bewilligung
von Staatsmitteln zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe
der Arbeiter in Staatsbetrieben und der gering beſoldeten Be
amten in zweiter Leſung angenommen, nachdem der wildkonſer-
dative Abgeordnete Paſtor v. Bodelſchwingh ſür die mög-
lichft umfaſſende Errichtung von eigenen Häuſern für die Ar-
beiter und kleinen Beamten eingetreten war. Er ſieht darin
ein Mitel gegen die Ausbreitung der Sozialdemokratie in dieſen
Kreiſen und ſchilderte mit Betrübnis, daß nach einer ihm zu
n aeng Mitteilung die Poſtunterbeamten in Berlin ſämt
ich der Sozialdemokratie angehören. Er erbat ſich aber dann

im ſpäteren Verlaufe der Verſammlung, als ſchon andere Gegen-
ſtände erledigt waren, außerhalb der Tagesordnung das Wort
u der Crklärung, daß er nach neueſter Jnformation von zu
ändiger Seite ſeine Aeußerung über die Poſtbeamten zurück

nehmen müſſe. Das gab dem Abg. Dr. König vom Zentrum
Veranlaſſung,, der Ueberzeugung Ausdruck zu geben, daß die
Poſtbeamten ſämtlich feſt zu Kaiſer und Vaterland und ihrer
Behörde ſtehen. Zu größeren Debatten gab die Tagesordnung
keine Veranlaſſung. Ein Antrag Gamp auf Erhöhung der für
die Unterſtützung von Geiſtlichen aller Bekenntniſſe im Etat
vorgeſehenen Mittel wurde nach unerheblicher Diskuſſion an
genommen, während ein freikonſervativer Antrag auf Aende-rung der Beſtimmungen für die Beſchäftigung von Gehilfen und
Lehrlingen im Gaſtwirtsgewerbe abgelehnt wurde. Dann er-
ledigte das Haus noch eine Reihe von Petitionen ohne all
gemeineres Jntereſſe. Eine Petition der Kreisſynode Berlin II
um Einſtellung des Verfahrens auf Konzeſſionsentziehung gegen
die Jnhaber ſogenannter Animierkneipen und ähnlicher Lokale
wurde durch zur Tagesordnung erledigt. Am Mon-
tag ſoll die zweite Beratung der Berggeſetznovelle über die
Regelung der Arbeiterverhältniſſe zu Ende geführt werden,
während die drit Beratung dieſer Vorlage ar Mittwoch ſtatt
finden ſoll.

Vaterlandsloſe Geſellen.
Die deutſche bürgerliche Preſſe, die mit Begierde jeden Streit

aufgreift, der innerhalb der ſozialdemokratiſchen Partei entſteht,
beſchäftigt ſich jetzt eifrig mit dem neueſten franzöſiſchen Streit
fall, dem Fall Hervé. Genoſſe Hervö iſt ein leidenſchaftlicher
Gegner des Militarismus und der patriotiſchen Phraſe. er hat
offen die Meinung ausgeſprochen, daß die franzöſiſchen Prole
tarier den Dienſt verweigern müßten, wenn ſich die Bourgeoiſie
Frankreichs und Deutſchlands wieder einmal in die Haare ge
rieten. „Lieber die Revolution als den Krieg!“ Ueber die
Zweckmäßigkeit einer ſolchen Propaganda ſind unter den fran
zöſiſchen Genoſſen die Meinungen geteilt, indes die Chauviniſten-
preſſe wütend Lärm ſchlägt über die Gefahr, die dem Vater
lande von ſeiten des Umſturzes drohe und den franzöſiſchen
Sozialiſten das Beiſpiel der deutſchen Sozialdemo-
kraten vorhält, die überaus patriotiſch geſinnt wären.

Dagegen muß die deutſche bürgerliche Preſſe, ſo weit ſie ſich
mit dem Fall Hervsé beſchäftigt, für eine Weile auf die um

ekehrte Lüge v erzichten, die den deutſchen „vaterlandsloſenGeſellen ihre franzöſiſchen Genoſſen als Muſterbeiſpiel des
Patriotismus vorhätt; ja die National Zeitung geſteht ſogar

offen zu, daß ein Teil der franzöſiſchen Sozialiſten viel „vater-
landsloſer“ ſei, als es die deutſche Sozialdemokratie in ihrem
guten Durchſchnitt iſt.

Jn Frankreich denkt trotzdem kein Menſch daran, eine Partei
Hervé durch Polizei und Strafgeſetz zu moleſtieren, Aus
nahmegeſetze gegen ſie zu erfinden oder durch Volksentrechtung
ihr Eindringen in Verwaltungen und Parlamente zu verhind-
dern. Als Hervé, der vordem Lehrer war, unter der Re
gierung Waldeck-Rouſſeau gemaßregelt wurde, hatte die Re-
ierung deshalb mit einer heftigen Oppoſition zu kämpfen.

ie würde es einem deutſchen Gymnaſialprofeſſor gehen, der
den „Ruhm der deutſchen Fahnen“ in Büchern, die für die
Jugend beſtimmt ſind, in gleicher Weiſe behandeln wollte, wie
Hervé den „Ruhm der franzöſiſchen Fahnen“ behandelt hat!
Der Fall iſt gar nicht auszudenken!

Für uns deutſche Sozialdemokraten hat der „Fall Hervé“
immerhin eine erfreuliche Seite, die er für die franzöſiſchen
nicht hat. Er zerſtört das alberne Märchen der Bourgeoiſie,
wonach die eigne Sozialdemokratie alſo in Deutſchland die
deutſche am allervaterlandsloſeſten ſei, in der allergründ-
lichſten Weiſe. Wir werden jetzt immerhin noch Erkleckliches
zu leiſten haben, um den franzöſiſchen Genoſſen im Punkte der
„Vaterlandsloſigkeit“ nachzukommen. Zwei Völker aber, die
ſich in gleichem Schritt von der „patriotiſchen“ Engherzigkeit
des Bürgertums entfernen, nähern ſich damit gleichzeitig ingleichem Schritte den höchſten Zielen der Kultur, nämlich der

allgemeinen Völkerverbrüderung, die keinen Hrieg mehr kennt

Relative Unzüchtigkeit.
Große Freude hat das Reichsgericht den lex Heinzemännern

bereitet. Es hat ſoeben den Begriff der „relativen Unzüchtig
keit entdeckt und damit den Unzüchtigkeitsjägern die geſamte
Kunſt ans Meſſer geliefert.

Der Kunſthändler Hermann Dalm und der Buchhändler
Weber, die in Charlottenburg gemeinſam den Buchhandel be
treiben, ſollen ſich durch den Verkauf von Holzſchnitt Re
produktionen franzöſiſcher und italieniſcher Meiſter (zum Bei-
ſpiel Leda mit dem Schwan von Veroneſe) der Verbreitung
unzüchtiger Abbildungen ſchuldig gemacht haben. Das Vand-
gericht II in Berlin hatte ſie am 26. Oktober vorigen Jahres
freigeſprochen, da es fich um Nachbildungen wirklicher
Kunſtwerke handle und es nicht darauf ankomme, ob ge
ſchlechtlich unreife Perſonen beim Anblicke ſolcher Bilder etwas
anderes empfinden können als einen künſtleriſchen Genuß. Auf
die Reviſion des Staatsanwaltes hob das Reichsgericht das
Urteil auf und verwies die Sache an das Landgericht l in
Berlin. „Das Landgericht“, ſo wurde ausgeführt, „hat ver-
kannt, daß die Unzüchtigkeit relativ iſt. Ein Bild mag im
Muſeum uſw. ein Kunſtwerk ſein, im übrigen kann es aber,
namentlich wenn es auch Unerwachſenen zugänglich iſt, den
Charakter der Unzüchtigkeit haben.

Mit dieſer Auslegung ſind die größten Meiſter des Pinſels
und des Meißels dem Strafrichter verfallen, wenn ſich irgend-
wer an ihren „relativ unzüchtigen“ Kunſtwerken ſinnlich er
regt. Notabene: außerhalb eines Muſeums! Denn im
Muſeum herrſcht die „relative Unzüchtigkeit“ nicht. Nach dieſer
Entſcheidung des Reichsgerichts müſſen alle Muſeen für die
unreife und „reifere“ Jugend als Brutſtätten eventueller oder
relativer Unzüchtigkeit geſchloſſen werden, auch für Erwachſene
mit perverſen Sittlichkeitsgefühlen. Es darf auch fortab kein
in unſeren Muſeen befindliches Kunſtwerk, das in den Geruch
„relativer Unzüchtigkeit“ gebracht werden kann, mehr in irgend
einer Form reproduziert werden. Denn daß eine Reprodukrion
als Kunſtblatt, oder in einer Mappe, oder in einem Buche,
oder als Poſtkarte irgend einem leicht erregbaren unreifen
oder überreifen Burſchen in die Hände gerät, wer will oder
wer kann das verhindern Die Entſcheidung des Reichs
gerichts iſt ſo ziemlich das Uxfaßbarſte, was auf dieſem Gebiete an juriſtiſchen Ueberſcharfſinn und an reaktionärer Rechts

dialektik geleiſtet worden iſt.

Der olle ehrliche Hammerſtein.
Die Leußſche Broſchüre über den einſtigen Redakteur der

Kreuzzeitung Freiherrn Wilhelm v. Hammerſtein bringt folgen-
des amüſante Begebnis in Erinnerung. Ju der Kreuzzeitung
vom 24. April 1894 ſtand in ſchönem geſperrten Druck zu
leſen

Dankſagung.
Mit einer auf meine volitiſche Tätigkeit bezug nehmenden

Widmung ſind mir „als ein kleines Zeichen dankbarer Ver-
ehrung von deutſchen Frauen“ vor einigen Tagen prächtige,
von Damenhand kunſtvoll gearbeitete Gaben überfandt wor-
den. Da es mir trotz des Poſtſtempels Stettin bisher nicht
gelungen iſt, eine Spur aufzufinden, welche es mir möglich
machen könnte, meinen innigen Dank den Abſenderinnen
perſönlich abzuſtatten, ſo muß ich zu meinem lebhaften Be
dauern mich darauf beſchränken, es an dieſer Stelle zu tun.

Berlin, 24. April 1894. Freiherr v. Hammerſtein.
Die Nation konnte nun an der Hand eigenhändiger Auf
eichnungen des konſervativen Parteiführers den Nachweis er-
ringen, daß die „von Damenhand kunſtvoll gearbeiteten Gaben“,

deren Urſprung der edle Freiherr trotz aller angewandten Mühe
nicht zu entdecken vermocht hatte, von Flora Gaß, der
Geliebten des Herrn v. Hammerſtein, herrührten, und daß
Fräulein Flora am 20. April 1894 von ihrem freiherrlichen
Freunde nach Stettin geſchickt war um dort die ſchönenStickereien an den Chefredakteur der Kreuzzeitung abzuſenden,

und zwar mit der ſchwungvollen Widmung, die der vorſorg-
liche Empfänger ſelbſt entworfen und der Freundin ebenfalls
mit auf die Reiſe gegeben hatte: „Dem mutigen Vorkämpfer,
Dem kühnen Bannerträger der konſervativen Partei Als ein
kleines Zeichen dankbarer Verehrung von deutſchen Frauen.“

Flottenkoller. Der Konflikt im deutſchen Flottenverein,
welcher den Austritt der beiden Vorſtandsmitglieder Keim und
Menges zur Folge hatte, iſt durch mehrere Heißblütler ver
anlaßt worden, denen die wahrlich nicht ſchüchterne deutſche
Marineverwaltung noch nicht forſch genug vorgeht. Einer
dieſer am Flottenkoller leidenden Allteutſchen entrüſtet ſich im
Leipziger Tagebl. darüber, daß das Reichsmarineamt im Herbſt
keine Neuforderungen für Linienſchiffe ſtellen will, und fordert
den ſofortigen Beginn von Erſatzbauten für nicht weniger als
13 Kriegsſchiffe. Begründer wird die Forderung mit den land
läufigen Phraſen, daß Deutſchland im Verhältnis zu den
übrigen Staaten zu wenig Schiffe habe, daß ſogar ſeine See
machtſtellung zurückgehe uſw. Wenn der Fottenkoller ſelbſt
den Leitern des Flottenvereins zu bunt wird, muß es ſchon
ſchlimm ſtehen. Und noch leben wir im kühlen Mai.

Die Konferenz der preußiſchen Univerſitätsrektoren hat mit
einer Niederlage des Miniſters geendet. Er gab nämlich die
Erklärung ab, aus den Verhandlungen habe er die Ueber-
zeugung gewonnen, es werde den akademiſchen Behörden ge
lingen, auch ohne allgemeine Feſtſetzungen betreffs der Studenten
ausſchüſſe Ordnung und Frieden aufrecht zu erhalten und die
konfeſſionellen Verbindungen in ihrer vollen Gleichberechtigung
zu ſchützen. Um den Wünſchen der Rektoren entgegen zu kom
e wolle er deshalb von einer Ergänzung der Statuten ab
ehen.

Die neue Wahlkreis-Einteilung für die bayriſchen Land
tagswahlen iſt am Sonnabend in der Kommiſſion zuſtande ge
kommen. Sie ſoll den Wünſchen des Zentrums wenig ent
ſprechen, die Sozialdemokraten aber „völlig enttäuſchen“. Das
letztere iſt kaum möglich; denn je ſchlechter die Kreiseinteilung
iſt, je weniger ſie berechtigten Forderungen genügt, deſto mehr
ähnelt ſie dem, was die Sozialdemokratie, die ihre Pappen
heimer kennt, erwartet hat.

Für befangen erklärt z ſich nunmehr auch das Gericht
in Horn, vor welches der Beleidigungsprozeß gegen die Lippeſche
Landesztg. von Detmold aus verwieſen worden war.

Zur Reform der Fahrpreiſe auf den deutſchen Eiſen
bahnen hat am Sonnabend der württembergiſche Miniſter
v. Soden dem dortigen Landtage mitgeteilt, die Rückfahrkartenſollten abgeſchafft und die Fahryreiſe dahin in ganz Deutſch

land einheitlich geregelt werden, daß ein Kilometer koſtet für
die erſte Klaſſe 7 (jetzt 8) Pf., für die zweite Klaſſe 4,5
(jetzt 6) Pf., für die dritte 3 (jetzt 4) Pf. und für die vierte
Klaſſe 2 Pf. (wie bisher). Der Zuſchlag für Schnellzüge ſoll
nach Zonen bemeſſen werden.

Eine „pikante Geſchichte“ weiß die Germanig vom
Aufenthalte Wilhelm II. in den Reichslanden, wo er vorige
Woche weilte, zu erzählen: Als er die Herren von Jaunez,Vater und So n, erſterer Landesausſchußpräſident, letzterer Gemeinderat, der aus
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Reichstagsabgeordneter, in ihrem Schloß Remelfingen beſuchtee die Frae des Herrn Dr. Max Jaunez jr., die aus der
alten franzöſiſchen milie de Montagnac ſtammt, zur Be
rüßung nicht erſchienen. Sie weilte in Frankreich beiDre wandern Dieſes Fernbleiben wurde beiderſeits pein

lich empfunden. r Jaunez Vater war vor Jahren einer
der ärgſten Proteſtler im Lande und mußte deshalb ſeine Ent
laſſung als Bürgermeiſter nehmen. Vor einigen Jahren adelte

ihn Wilhelm II
Ein beſonderer Kaiſerbahnhof ſoll bei Spandau am Ein

gange zum Döberitzer Uebungsplatze errichtet werden, inmitten
prächtiger Parkanlagen, die nur für Wilhelm II. und ſeine
fürſtlichen Gäſte beſtimmt ſind. Ferner melden Berliner
Blätter, ein eigenartiger Extrazug habe dieſer Tage abends
Berlin verlaſſen. Er brachte das geſamte Ballettp erſonal
des königlichen Opernhauſes nach Wiesbaden, das beſtimmt ift,
im dortigen Hoftheater während der Anweſenheit des Kaiſers
in zwei Vorſtellungen von Coppelia mitzuwirken. Auch die
Dekorationen und Koſtüme wurden mit demſelben Zuge dort
hin expediert.

Der verftümmelte Schiller. Die Rektoren der katholiſchen
Volksſchulen in Elberfeld hatten bekanntlich aus den für ihre
Schüler beſtimmten Schillerbüchern die X.
ſchnitten und waren deshalb vom Stadtſchulrat gerüffelt wor
den. Auch die Elberfelder Lehrer haben nunmehr faſt ein
ſtimmig Verwahrung gegen die Verunglimpfung Schillersdurch die Rektoren eingelegt.

Ungiltige Taufen. Jn Bremen hat der Senat die ſeit
fünf Jahren vom liberalen Domprediger Mauritz vorgenomme-
nen Taufen für ungiltig erklärt, weil er dabei nicht die vor
geſchriebene Formel gebraucht habe. Das wäre eine ſehr
ſpaßige Sache, wenn es nicht unendlich traurig wäre, daß ſo
etwas im zwanzigften Jahrhundert noch geſchehen kann. Den
Kindern ſchadet freilich die ungiltige Taufe ſo wenig, wie ihnen
die giltige hätte können. Notwendig wäre es, daß ſich
auch der bremiſche Senat giltig taufen ließe, nämlich mit dem
Waſſer zeitgemäßer Anſchauungen über den Taufzopf.

Lebhaften Proteſt erhob in Hamburg eine von 4000 Per
ſonen beſuchte Volks Verſammlung gegen die Verſchlechterung
des Bürgerwahlrechts.

Warum er wieder in den Reichstag ſoll. Zur Empfoh-
lung des Abgeordneten Pauli-Eberswalde, deſſen Mandat für
ungiltig erklärt worden iſt, weiß das Eberswalder konſervative
Organ nur zwei parlamentariſche Taten des wunderlichen
Profeſſors zu erzählen. Erſtens habe Herr Pauli das Reichs
tagseſſen vorzüglich gefunden und gegen alle Angriffe ver
teidigt, zweitens ziehe er die vierte der erſten Wagenklaſſe vor.

Auf dieſe beiden Leiſtungen beſchränkt ſich in der Tat die
parlamentariſche Beredſamkeit des Mannes. Da es ſich aber
darum handelt, in den Reichstag, nicht in das Reichstags
reſtaurant zu wählen, und auch die Liebhaberei für die vierte
Klaſſe keine genügende Leiſtung für die Wähler ſein dürfte, ſo
iſt obige Empfehlung zwar ehrlich und erſchöpfend, aber doch
nicht recht ſtichhaltig. Wenn Hr. Pauli ſo gern im Reichstag
ißt, ſo wird man ihm das auch ohne Reichstagsmandat aus
Menſchenfreundlichkeit gewiß auch fürder gern geſtatten, und
auch vierter Klaſſe kann er nach Herzensluſt fahren. Auch die
Abgeordneten Freikarte berechtigt zur Fahrt vierter Klaſſe.
Herrn Paulis Vorliebe für dieſe Beförderungsart iſt jedoch
nicht ſo weit geggangen, daß er ſie bei ſeinen Reiſen von und
nach Berlin benutzt hätte.

Die Amneſtienachricht ſchwirrt wieder durch die Preſſe.
Hauptſächlich für politiſche Vergehen und Preßvergehen ſoll
T Hochzeitstage des Kronprinzen ein Straferlaß erfolgen.
Abwarten

Verluftlifte und kein Ende. Jn Südweftafrika ſind ge
fallen Sergeant Paul Groth aus Neu-Pottlitz, UnteroffizierBolduan aus Loſſin, Gefreiter Damering aus Darfeld, &e

freiter Kalus aus Roſenfeld, Reiter Wilhelm Heermann aus
Freyburg, Reiter Dobers aus Schmilau, Reiter Kaulbars
aus Wiepläk, Reiter Nowraty aus Brandenburg, Reiter
Saſadatz aus Bitterfeld, Reiter r aus Budden, Reiter
Lugynski aus Aſch. Verwundet ſind Leutnant Edel, Ober
veterinär Gottſchalk, Reiter Thölen, Gefreiter Hain, Reiter
Bader, Reiter Kubis, Reiter Mſyk, Reiter gung Reiter
Jmm, Reiter Mayer, Reiter Gerſtetter, Reiter Rückert, Haupt
mann v. Rappard, Unteroffizier Gutſche, Reiter Dercer, Reiter
Fitzner, Reiter Schöning. Am Typhus ſtarb der Reiter
Grimm aus Württemberg.

Die deutſchen Eiſenbahnen haben im April eingenommen
aus dem Perſonenverkehr rund 52/4 Millionen Mark, aus
dem Güterverkehr 1022/3 Millionen Mark, zuſammen faſt 155
Millionen, reichlich 9 Millionen mehr als im gleichen Monate
des Vorjahres.

Milde Richter fand der Leutnant Bösmüller. Er hatte
beim Unterricht Soldaten mit einem Lineal auf die Finger
und mit der Hand an den Kopf geſchlagen. Das Oberkriegs-
gericht in München beſtätigte die vom Kriegsgericht über den
22 jährigen Offizier verhängten fünf Tage Stubenarreſt.

Ausland.
Oeſtreich. Ein Liebesdienſt für die Knuten-

regierung. Das Miniſterium des Jnneren hat einen
Erlaß veröffentlicht, nach welchem eine ſchärfere Paßkontrolle
über die aus Rußland kommenden Reiſenden ausgeübt werden
ſoll. Der Erlaß ſoll eine ſchärfere Beaufſichtigung der aus
Rußland nach Oeſtreich flüchtenden Deſerteure und politiſchen
Flüchtlinge bezwecken.

Vier Bürgermeiſter wird in nächſter Zeit die
Stadt Wien haben. Bisher wurde die Stadt von einem
Bürgermeiſter und zwei Vize-Bürgermeiſtern verwaltet. Nun
wurde durch den Tod Strohbachs die Stelle des erſten Vize
Bürgermeiſters frei und das große Rennen der chriſtlich-
ſozialen Streber begann. Jn ſeiner Verzweiflung, die An-
ſprüche ſeiner diäten- und ſtellenhungrigen Parteigenoſſen nicht
befriedigen zu können, erſann Herr Lueger den Ausweg, zu
den drei Bürgermeiſtern noch einen vierten hinzuzugeſellen.
Die betreffende geſetzliche Aenderung hat der niederöſtreichiſche
Landtag, wo die ChriſtlichSozialen gleichfalls unumſchränkt
herrſchen, beſchloſſen. Natürlich werden die zwei neuen Stellen
wieder von irgend welchen perſönlichen Freunden des allmäch
tigen Lueger beſetzt werden.

Daß die chriſtlich-ſoziale Herrſchaft ihre Grenzen hat und
zwar dort, wo die Kraft und Macht des Proletariats beginnt,
iſt übrigens dieſer Tage wieder einmal demonſtriert worden.
Jn den an Wien als elfter Gemeindebezirk angegliederten
Donauufer-Gemeinden, welche in der großen Jnduſtrieſtadt
Floridsdorf ihren Mittelpunkt haben, fand die Wahl der neuen
Gemeinderäte in den Wiener Gemeinderat ſtatt. Obwohl es
ſich dabei bloß um ein einziges Mandat handelte bei einem

165 Mitgliedern beſteht, worunter ſich

W

r

M

e



mehr als 125 waſchechte ChriſtlichSoziale nden, ließen
die ChriſtlichSozialen nichts unverſucht, Mandat
ihre Hände zu bekommen. Außer ihrer unglaublichen Herrſch-
ſucht wirkt dabei der perſönliche Haß gegen den Genoſſen
Seitz mit, deſſen Wahlbezirk für den Landtag und Reichsrat
eben Floridsdorf iſt. An der vortrefflichen Organiſation der
dort beſonders gut disziplinierten Arbeiterſchaft wurden aber
alle Liſten und Tücken zuſchanden: der ſozialdemokratiſche
Kandidat Anton Schlinger wurde mit 5420 gegen 3869 chriſt

h Gewählt bei einer Wahl Beeiligung von über 92 Prozent, und gewähltMehrheit aller Wahlberechtigten! dewahn mit der Koſolnten

Frankreich. Ein Polizeiſtreik iſt in Lyon aus
gebrochen. An dem eigenartigen Streike ſind ca. 700 Poli-
ziſten beteiligt. Der Ausſtand iſt auf die Maßregelung einiger
Beamten durch den Präſekten zurückzuführen, was zur Folge
hatte, daß ſich das Solidaritätsgefühl auch der Leute bemäch
tigdehat, die ſonſt gegen ſtreikende Arbeiter losgelaſſen werden.
Die Bevölkerung Lyons ſympathiſiert mit den Streikenden, die
durch Soldaten und Gendarmen erſetzt worden ſind. Der
Präfekt ſucht die Verantwortung für ſein Vorgehen auf die
Regierung abzuwälzen, die deshalb in der Deputiertenkammer
interpelliert werden ſoll. Die vorgeſetzte Behörde der ſtreiken
den Poliziſten arbeitet nach dem bekannten Unternehmer-Bei-
ſpiele: ſie hat den Beamten, die Dienſtwohnungen inne haben,
gekündigt und die Leute einfach auf das Pflaſter geworfen;
nur die Verheirateten haben drei Tage Zeit, ſich eine Woh-
nung zu ſuchen.

Der König von Spanien wird in nächſter Zeit
Paris beſuchen. Die Sozialiſten planen bekanntlich für dieſen
Beſuch große Demonſtrationen, die ein Proteſt gegen die
arbeiterfeindliche ſpaniſche Regierung und Juſtiz ſein ſollen.

Ein neuer politiſcher Skandal wird in der
Lanterne in Ausſicht geſtellt. Ein nationaliſtiſcher Abgeord
treter ſoll PrivatKorreſpondenzen unterſchlagen haben und des-
)alb vor ein Schwurgericht geſtellt werden.

Jtalien. Was man nicht teledarf. Dem Vorwärts wird unter dieſer
Rom vom 16. Mai geſchrieben:

Heute haben wir ein Telegramm aufgegeben, um dem Vor-
wärts von einem neuen Blutbad zu berichten, das geſtern in
Sant Elpidio in den Marken (Mittelitalien) ſtattgefunden hat.
Wenn aber in Jtalien ein tollwütiger Poliziſt auf die Menge
ſchießt, ſo iſt das ein Vorgehen, für das der Schuldige frei
lich nicht beſtraft wird, über das aber ein Korreſpondent nicht
objektiv berichten darf. Geſtern haben die Gerichte die Poli-
ziſten freigeſprochen, die in Torre Annunziata bei Neapel auf
das Volk geſchoſſen haben und an demſelben Tage hat wieder
ein Polizeibeamter Arbeiterblut vergoſſen. Jn Sant Elpidio
feierten die Chriſtlich-Sozialen ihr Feſt der Arbeit, den 15. Mai
(den Tag der Veröffentlichung der Enzyllika, de rerum novarum)
und hatten dabei einen Uinzug durch den Ort veranſtaltet. Die
Sozialiſten organiſierten eine friedliche und geordnete Gegen-
demonſtration, als ſie vom Polizeibeamten de Andreis aufge
fordert wurden, ſich aufzulöſen. Als ſie der Aufforderung nicht
ſofort nachkamen, ging der Beamte auf die Wache der Kara-
bineri, holte die zwei Mann, die er dort vorfand und befahl
ihnen, auf die Menge zu ſchießen. Nur einer kam. dem Be
fehl nach und ſchoß, wobei er den Maurer Genoſſen Trotti,
tötete und zwei andere ſchwer verletzte. Jn Italien ſind nach-
gerade die Arbeiter vogelfrei geworden.

Jn dem Prozeſſe gegen den wegen
Gatten- Mordes angeklagten Leutnant Modugno hat es fortgeſetzt Enthüllungen über die China-
expedition und die „Kulturtätigkeit“ der europäiſchen
Truppen gegeben. Modugno nahm als Offizier im internatio-
nalen Heer unter dem „Weltmarſchall“ Walderſee an dem China-
zuge teil und hat, wie jetzt durch Zeugenvernehmung feſtgeſtellt
iſt, unbehelligt und ungeſtraft die ſchlimmſten Verbrechen ver-
übt. Während in Deutſchland bekanntlich Redakteure, die
über die Barbareien in China auf Grund der „Hunnenbriefe“
berichteten, verurteilt wurden, ohne daß man den Beweis der
Wahrheit des Berichteten zuließ, hat das italieniſche Gericht
die Unterſuchung gegen Modugno auch auf ſeine Taten in
China ausgedehnt und eine Anzahl Soldaten und Unteroffi
ziere, die zu Modugnos Abteilung gehörten, am 12. und 13.
Mai vernommen. Dieſe Zeugen ſagten aus, daß Modugno,
um von Chineſen Geld zu erpreſſen, dieſe habe foltern laſſen,
und die Schilderung der verſchiedenen Vorgänge beweiſt, daß
Modugno eine geradezu teufliſche Erfindungsgabe auf dieſem
Gebiet zeigte. Weiter hat Modugno ſyſtematiſch Raub und
Plünderung geübt, hat ihm gefallende Chineſenmädchen genot-
züchtigt, wobei die Soldaten Wache ſtehen mußten. Gelegent-
lich tötete der tapfere Offizier auch einen wehrloſen Chineſen.
Ferner hat er beim Bau der Geſandtſchaftskaſerne in Peking
die ihm unterſtellten chineſiſchen Arbeiter um ihren Lohn oder
den größten Teil desſelben betrogen, auch allerlei dunkle Ge-
ſchäfte gemacht.

Nur dadurch, daß der Offizier die in China geübte Ge-
wohnheit des Mordens auch in der Heimat übte, kam es zu
einer Unterſuchung und zur Beweiserhebung.

England. Der Marſch der Arbeitsloſen
gegen London. Das Beiſpiel der Militärſchuhmacher
von Raunds, die nach London marſchierten, um den Behörden
ihre Beſchwerden vorzutragen, hat im ganzen Lande ein Echo
eweckt. Es wird der Marſch einer großen Armee Arbeits-
oſer von Mancheſter und anderen großen Städten nach Lon-
don für den Fall geplant, daß die Annahme des Arbeits
loſen-Geſetzes ſich verzögert. Jntereſſant iſt hierbei die Hal-
tung der Arbeitervertreter im Parlament. Dieſe beſchloſſen,
in Anbetracht der Unzuträglichkeiten, welche die Ausführung
des Vorhabens für die Teilnehmer ſelbſt mit ſich bringen
würde, und in Anbetracht der Zweckloſigkeit des Ganzen der
Jdee entgegenzuarbeiten. Sie wollen anſtatt deſſen im Hyde-
park eine große nationale Kundgebung der Arbeitsloſen ver-
anſtalten, um dadurch die Regierung zu energiſcheren Maß-
nahmen hinſichtlich des ArbeitsloſenGeſetzes zu veranleſſen.
Dieſe Kundgebung ſoll durch gleiche Kundgebungen, die mög-
lichſt alle an demſelben Tage ſtattfinden ſollen, in den großen

des ganzen Landes unterſtützt werden. Die
rbeitsloſen ſind damit jedoch nicht ohne weiteres einverſtan-

Der Vorſitzende des Ausſchuſſes der Arbeitsloſen von
Die Arbeitsloſen in ganz

für die Durchfüh-

raphieren
pitzmarke aus

den.
Mancheſter, Skivington, erklärte:
England ſind organiſiert und entſchloſſen,
rung des Arbeitsloſengeſetzes einzutreten. Sollte die Regie
rung Schwäche zeigen, ſo werden wir die Arbeitsloſen in
Maſſen nach London kommen laſſen. Dieſe unſere Idee iſt
im ganzen Lande begeiſtert aufgenommen worden. Sie werden
zu Fuß nach London wandern und die öffentlichen Unter
kunftsanſtalten in Anſpruch nehmen. Während ihrer Abweſen
heit werden ſie außerdem ihre Frauen und Kinder der Armen-
pflege zur Laſt legen, und ferner werden die Kinder in den
Schulen Eſſen verlangen. Unſer Plan iſt wohl durchdacht und

kann jeden Augenblick ausgeführt werden, einen Druck auf die
Regierung auszuüben.

Norwegen. Das geſpannte Verhältnis mit
Schweden iſt dadurch verſchärft worden, daß am Donners
tag der Odelsthing das Konſulatsgeſetz, nach welchem Nor
wegen eigene Vertreter im Auslande haben ſoll, einſtimmig
angenommen hat.

Zur Revolution in Rußland.
Ein würdiger Nachfolger Pobjedonoszews. Nach der

Wiener Neuen Freien Preſſe wird Fürſt SchirinskiSchichma-
tow als Nachfolger des Gehilfen des Oberprokurators des
heiligen Synod, und ſomit auch als ſpäterer Nachfolger Pob
jedonoszews, des böſen Geiſtes von Rußland, bezeichnet. Der
Fürſt iſt ein hervorragendes Mitglied der klerikal-
reaktionären Partei. Er war es, den Plehwe zur
Bändigung der Landſchaften als Gouverneur nach Twer
ſchickte. Fürſt Swiatopoll-Mirsky entfernte ihn dort. Wie
verlautet, ſteht Fürſt Schirinsti-Schimatow bei der Kaiſerin
Mutter in hoher Gunſt.

Wieder eine Spitzbüberei. Dem B. T. wird aus Peters
burg gemeldet: Die von deutſchen und franzöſiſchen Blättern
gebrachte Nachricht von 144 Lokomotiven für das Verkehrs
miniſterium, bei welcher Gelegenheit ſich der unterhan-
delnde Beamte eine hohe Proviſion ausbedungen
habe, wurde vom Verkehrsminiſterium dementiert. Jezzt ſtellt
es ſich heraus, daß tatſächlich nicht das Verkehrsminiſterium
ſondern das Kriegsminiſterium in dieſe Angelegenheit
verwickelt iſt.

Der Gouverneur als Aufhetzer. Daß die Metzeleien in
Baku im Einverſtändnis oder gar im Auftrage der ruſſiſchen
Regierung unternommen wurden, iſt ſchon früher behauptet
worden und wird jetzt nachgewieſen werden. Wie man der
Schleſ. Ztg. ſchreibt, iſt für die Unruhen vom 19. bis 22. Fe
bruar ein gerichtliches Nachſpiel zu erwarten. Der frühere
Bürgermeiſter von Baku Nowikow bezeichnet in einem in der
Preſſe veröffentlichten Briefe den dortigen Gouverneur Nakad-
ſchidſe offen als den Urheber dieſer Ereig-
niſſe, denen Hunderte von Menſchen zum
Opfer gefallen ſind. Der Gouverneur hat darauf-
hin Nowikow wegen angeblicher Verleumdung verklagt. Jn
jenem Briefe führt Nowikow ſolgende Tatſachen als Beweiſe
für ſeine Anklage an:

1. Alle r re Soldaten und Koſaken beant-
worten die Aufforderung, Hilfe zu leiſten, mit den Worten:
„Uns iſt dies nicht befohlen.“ Einige von ihnen warenſelbſt darüber erzürnt, daß ſie mit den Waffen in der Hand
gezwungen waren, untätig zuzuſehen, während Unſchuldige
gemordet wurden.

2. Der Gouverneur und ſein Helfershelfer, der
meiſter Deminski, fuhren, umpeben von einer ſtarken Koſaken
Schutztruppe, in der Stadt umher und beeilten ſich, anſtatt
die Unruheſtifter auseinander zu treiben zu laſſen, abſicht-
lich, von den Tatorten fortzukommen, um den Uebeltätern
Zeit zu laſſen, ihr blutiges Werk zu vollbringen. Dabei iſt
es erwieſen, daß das Erſcheinen zweier Koſaken oder einiger
bewaffneter Armenier genügte, um die Mörder zur Flucht
zu veranlaſſen

3. Der Gouverneur ſtieß die um Hilfe Flehenden von-ſich
fort, und als Latajew und andere Perſonen bei ſeinem
Nahen glaubten gerettet zu ſein, da er ſiewiſſentlich falſch, daß ſie geſchoſſen und damit die Rache

heraufbeſchworen hätten.
einer Suite zu den Uebel-4. Der Gouverneur iſt mit

nädigſt mit unter-tätern herangekommen und hat ſich
halten. Oefters befahl er ſogar, ihnen die Waffen zurück
zugeben, die ihnen irrtümlicherweiſe von den Koſaken abge-
nommen worden waren. p5. Der Gouverneur weigerte ſich, den Truppen ſchriftliche
Befehle zum bewaffneten Einſchreiten zu geben, und be-ſchränkte ſich auf mündliche Anordnungen, wohl wiſſend,
daß man ſeinen Worten keinen Glauben ſchenken würde.

Weiterhin ſchreibt der Verfaſſer folgendes wörtlich:
„Dies genügt um den Gouverneur nicht allein wegen Zu-

laſfung des Verbrechens ſondern wegen der Mittäterſchaft
anzuklagen und bei ſeiner hohen Stellung in Baku als
Seele des ganz unerhörten Exzeſſes anzuſehen. Kain! was
haſt Du mit Deinen Brüdern getan?“

An der vollen Wahrheit dieſer ungeheuerlichen Anklage iſt nach
alledem, was man hierüber auch von anderer Seite gehört hat,
kaum zu zweifeln. Und doch ſind über zwei Monate ver-
gangen, und immer noch bekleidet der Gouverneur ſeinen
Poſten.

Der Krieg in Oſtaſien.
Der Konflikt zwiſchen Japan und Frankreich in der

Neutralitätsfrage iſt noch nicht beigelegt. Die japaniſche Re-
ierung hat wieder neue Beſchwerden nach Paris übermittelt.Japan ſtrebt die Einberufung eines Schiedsgerichtes an.

Admiral Birilew, der den erkrankten u ablöſen ſoll, iſt nach Wladiwoſtok abgereiſt, um das Ober
kommando über die ruſſiſche Flotte zu übernehmen.

Jn Wladiwofſtok ſcheint man ſich mit dem Gedanken einer
bevorſtehenden Belagerung vertraut zu machen. Die fremdenKonſularagenten ſind ageſervert, ie Feſtung zu verlaſſen.

Vor der Belagerung Port Arthurs wurde dieſelbe Maßregel
ergriffen

Jn der Mandſchurei ſoll eine große Schlacht bevorſtehen.
Ein Reuter Telegramm berichtet von einigen Zuſammenſtößen
in den letzten Tagen wie folgt:

Drei aus gemiſchten Streitkräften beſtehende ruſſiſche Kolonnen
ſind in der Nähe der Eiſenbahn in ſüdlicher Richtung vorge-rückt. Am 18. Mai wurden ſie von den Japanern ans egerſſen

nd nach Norden zurückgedrängt. Gleichzeitig machten fünf-hundert ruſſiſche Reiter einen Angriff auf das Feldſpital in

Kanſpia auf dem rechten Ufer des Liauho. Die japaniſche
Artillerie und Jnfanterie ſprengten die Angreifer unter Zu
fügung ſchwerer Verluſte auseinander.

Deutſcher Reichstag.
187. Sitzung vom Sonnabend, den 20. Mai 1905, 12 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Dr. Nieberding.
Die zweite Leſung der Vorlage betr. Aenderung der

Zivilprozeßzordnung wird fortgeſetzt.
Abg. Pohl (Freiſ. Volksp.) begründet ſeinen Antrag zu Ar-

tikel 1 der Vorlage. Der Antrag fordert, die Reviſionsſumme,
deren Erhöhung auf 2500 Mk. die Kommiſſionsverfaſſung ver-
langt, bei der alten Höhe von 1500 Mk. zu laſſen. Es iſt
fraglich, ob die Heraufſetzung der Reviſionsſumme überhaupt
zur Entlaſtung des Reichsgerichts führt; jedenfalls iſt dieſe
raufſenkng nicht der einzige Weg, der nach Küßnacht führt.

dan kann ja die Zahl der Mitglieder der einzelnen Senate
vermehren. Es iſt doch lächerlich, zu behaupten, daß ausgerechnet
nur 59 Richter am höchſten Gerichtshofe Deutſchlands fungieren
ſollen. (Sehr richtig! links.) Wenn wir heute Hunderte von

Millionen für eine abenteuerliche Kolonialpolitik a
(Sehr richtigl bei den Soz.), ſo werden ſich auch wohl n
Mittel für ein Dutzend neuer Reichsrichter finden laſſen.
Juriſten klagen immer über zu viel Arbeit (Große Heiterkeit),
ſo war es auch ſchon beim verfloſſenen preußiſcheu
tribunal. Man ſagt, daß heute 1500 Mk. nicht mehr den Geld-
wert von 1879 repräſentieren. Freilich ſind durch die u
zollpolitik die Lebensmittelpreiſe geſtiegen, aber keineswegs
der Arbeitslohn ſeitdem im Verhältnis von 1500 2500 geſtiegen.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Die Unterbindung der Reviſibilität
beleidigt geradezu das Nechtsgefühl, und wer an dem Ver-
trauen des Volkes zur Rechtsſprechung rüttelt, der vergeht ſich
an Herrſcher und Vaterland. (Sehr wahr! b. d. Freiſ.) Abg.
Stadthagen hat zwar das Reichsgericht tüchtig heruntergepugt,
aber er hat doch anerkennen müſſen, daß der höchſte Gerichts
v Deutſchlands z. B. die lübiſche Streikpoſtenverordnung auf-
g oben hat. Auf keinen Fall darf bei der Auswahl der

ichter eine Raſſenprobe vorgenommen werden. Redner
empfiehlt zur Entlaſtung des Reichsgerichts weitere Ausdehnung
der vorläufigen Vollſtreckbarkeit der Urteile, Einführung des
Begründungszwangs und Einſchränkung der mündlichen Re
viſionsverhandlung. Um dem Reichsgericht auf höchftens 4 bis
5 Jahre Erleichterung zu verſchaffen, ſoll man nicht zu einem
Mittel greifen, das die Rechtseinheit auf das Aeußerſte ge
fährdet. Beifall links.)

Abg. Burlage (Zentrum) verteidigt die Vorlage. Das
Rechtsintereſſe des einzelnen wird durch die Berufung genügend
ewahrt; das Rechtsmittel der Reviſion ſoll vor allem die

Rechtseinheit ſichern, daher iſt es nicht von großem Belang,
daß die Zahl der Reviſionen eingeſchränkt wird. Nicht die
Heraufſetzung der Reviſionsſumme ſondern das lange Hin-
ſchleppen der Prozeſſe der kleinen Leute iſt unſozial. Redner
klagt weiter über den Aſſeſſorismus bei den Landgerichten und
das Hilfsrichterweſen bei den Oberlandesgerichten. An einem
norddeutſchen Oberlandesgericht ſind 17 Hilfsrichter neben 27
ordentlichen Richtern. (Hört, hört!) Durch die Annahme dieſer
Vorlage bewahren ſie das deutſche Reichsgericht vor dem
Schickſal, in dem Fluch der Langſamkeit zu verfallen, der auf
dem alten Reichskammergericht in Wetzlar laſtete. (Lebhafter
Beifall im Zentrum.)

Abg. Bruhn (Antiſ.) wendet ſich vochmals gegen die Vorlage
und gegen die jüdiſchen Richter und Rechtsanwälte.

Damit ſchließt die Debatte über Artikel 1. Die Ab-
ſtimmung iſt auf Antrag Singer (Soz.) namentlich.
76 Abgeordnete ſtimmen mit Ja, 71 mit Nein, 7 enthalten ſich.
Es ſind alſo nur 154 Abgeordnete anweſend, und das Haus iſt
ſomit beſchlußunfähig.

Präſident Graf Balleſtrem beraumt die nächſte Sitzung
auf nachmittags 2 Uhr an. (Dritte Leſung des Abkom
mens mit Luxemburg, Vorlage betr. Bildung deutſcher
Kommunalverbände in den Konſulargerichts-
bezirken, Rechnungsſachen, dritte Leſung des Totali-
ſatorgeſetzes.)

Schluß 1 Uhr.
188. Sitzung vom Sonnabend, den 20. Mai,

nachmittags 22 Uhr.
Das Sanitätsabkommen mit Luremburg wird in

dritter Leſung debattelos angenommen, ebenfalls wird
debattelos in erſter und zweiter Leſung das Geſetz betreffend
Bildung deutſcher ommunalverbände in den
Konſulargerichtsbezirken angenommen.Es folgen Rechnungsſachen. Bei der Ueberſicht über
die Einnahmen und Ausgaben in den Kolonien fordern die
Abgg. Dr. Burckhardt (Wirtſch. Vgg.) und Dr. Bach em
(Zentr.) zu größerer Sparſamkeit auf. einem Jahre ſind
i Radiergummi 90 M. verbraucht worden. (Große Heiter
eit.)
Das Totaliſatorgeſetz wird in dritter Leſung debatte-

los genehmigt..
Nächſte Sitzung Montag 1 Uhr. (Antrag Blell betr.

Stellung der Handelsagenten, zweite Leſung der Vorlage betr
Aenderung der Zivilprozeßordnung, Antrag Hage-
mann uſw.

Schluß 3/4 Uhr

Bolizeiliches und Gerichtliches.
g Ein Aufſehen erregendes Urteil. Der Redakteur des

Harburger Volksblatt, Genoſſe Riedlinger, wurde wegen Be
leidigung von Altonager Geſchworenen in zwei Fällen und des
Vorſitzenden des Schwurgerichts, Landgerichtsdirektors Mon-
ſching, in einem Falle, zu einer Geſamtſtrafe von ſechs
Monaten Gefängnis verurteilt. Die Beleidigungen wurden
gefunden in einer Kritik der Aufſehen erregenden Freiſprechung
mehrerer junger Burſchen aus beſſeren Kreiſen, die ein junges
Mädchen in roheſter Weiſe vergewaltigt hatten.

Farteinachrichten.
Genoſſe Paul Göhre iſt von einer Parteiverſammlung

in Gelenau zum Kandidaten des 20. ſächſiſchen Reichstags
Wahlkreiſes auserſehen worden. Das Mandat dieſes Kreiſes
liegt gegenwärtig in den Händen des Antiſemiten
mann, gegen deſſen Wahl Proteſt eingelegt worden iſt. Der
bisherige Jnhaber unſerer Partei, Genoſſe Pinkau-Leipzig,
at aus Geſundheitsrückſichten auf die Kandidatur verzichtet.D. der Verſammlung zu Gelenau wurde Genoſſe Göhre ein

ſtimmig zum Kandidaten ernannt.
Die Aufſtellung eines beſoldeten Parteiſekretärs

beſchloß die Kreiskonferenz des Kreiſes Duisburg-Mülheim.
Es wurde Genoſſe Weyers, der bisherige Kreisvertrauens-
mann, gewählt.

Gemeindewahlſieg. Jn Lichtenberg bei Berlin
ſind am Freitag bei den Gemeindewahlen im dritten Bezirk
für unſeren Parteigenoſſen Franz Kertzſcher 360 Stimmen ab-
gegeben worden, im vierten r für denſelben Genoſſen 338
Stimmen. Die bürgerlichen Parteien erhielten eine ansige
Stimme. Mit Kertzſcher zieht der ſiebende Sozialdemokrat in
die Gemeindevertretung ein, während ein Mandat vorläufig
unbeſetzt bleiben muß.

Lokalliſte für Merſeburg Querfurkt.

Merſeburg: Reſtaurant zur Funkenburg.
Klein-Lehna: Reſtaurant von Welker.
Ragwitz bei Dürrenberg: Gaſthof von Fippel.
Wehlitz: Gaſthof.
Papitz: Kirchners Reſtaurant.
Schkeuditz Deutſches Haus, W

Müllers Reſtaurant, Bahnhofſtraße.Moritz Müllers Treekr- Kipgigetſtrate.

n Leipzigerſtraße.
Stadt Leipzig,

Gute JWeiße Taube, Halleſcheſtraße.
Stadtgarten,
Grüner Baum,
Bürgergarten, Waldreſtaurant.

Altranſtädt: Gaſthof.
Aenderungen und Bervollſtändigungen ſind ſtets ſofort zu

melden an onrad Müller,Schkeuditz, Auguſtaſtraße 8.
v ß

Die heutige Rummer umfaßt S Seiten.

m --=-RmVerantwortlicher Redakteur: E. Dänumig in Halle.



E. G. m. b. H

Kuwſun-Verein für Hule- Giebichenſtein u. Ung.

Wegen Jnventur hleiht an Mittwoch nd honnereiag das Geſchäft Eichendorffſtraße geſchloſſen.

Die Verwaltung.
Verband d. Schneider u. Schneiderinnen Deutschl. alle

Fente Abend 3 Uhr dei Xautzzch, Narlinsderz 6

ausserordentliche General-Versammlung.
Tagesordnung:GewerbeSchiedsgericht. 2. Ete llungnahme zu dem Revers

und zu der geplanten Ausſperrung unſerer r
ammlung zu erſcheinenEs iſt Pflicht aller Kollegen in dieſer hochwichtigen

Berichterſtattung über die Tarifvertragsverhandlungen vor dem
des Arbeitgeber verbandes

Die

Maler?abends 8 im Gaſt d i KönSienta 4 K lin e Dre gen
MitgliederVerſ ammlung.

Kontor,
der Neuxelt entapreehend ein-

gerichtet, sehr hell, get
ventiliert, Dampfheiz., elektr.

Fahrstuhl, Wasserklosetts, Steinholz-
Fussboden), für rahigen Betrieb ge-gesordnun Was ſind die Folgen unſeres Streiks.2 sugattg enheit. beſchſcdenes, eignet, zu vermietenDer Wichtigkeit der Tagesordnung entſprechend erſucht um zahlreichen Harz 42/43.

Beſuch der Verſammlung Der Vorſtand.
Konsumverein zu Neuselwitz.

E. G. m. b. H.Die Auszahlung der diesmaiiger 13 Rückvergütung

beginnt Mittwoch den 24. Mai d. J.
Fi erfolgt von vormittags 9 bis 1 Uhr und nachmittags von43 bis 6 Uhr S Kontore des Vereins, Faſanenſtraße 6, in folgender Weiſe:

oeh den 924. Mai vorm., Buech-No. 1-- 176, nachm. 176 800
nnerstag den 25. 99 99 30 475, h 476 600Freitag den 26. I I 601 776, h 776 900Sonnabend den 27. 5 901 1075, 1076 1900Montag den 29. 99 T 4 1901 1375, 1376 1500Dienstag den 30. 1501 1675, „1676 1800Mittwoch den 31. 1801- 1075, 1976--2100

Preitag den 2. Juni 2101 22756, 22762400Sonnabend den 3. Juni erfolgt dann die Auszahlung aller noch nicht
genannter Nummern.

Wir bitten, die angeführte Reihenfolge genau zu beachten und bewerkennvoch, daß eine Legitimation durch die Mitgliedskarte erfolgen muß. daß alle
in den Händen der e ſich befindlichen Kontobücher mitzubringen ſindund daß ein Geldaxuszahlen an Kinder unter 12 Jahren nicht ſiattfi be

Der Vorſtand.

Rucksàäckel
für Kinder von 65 Pfg. an

Nur brauchbare solide Qualitäten.

C. f. Ritter, sirasse 90.
Auf alle Waren 5 Proxent in e

Nom Büchermurktt.
r von r W Geb. 5.50 Mk.Bürgerliches Geſetzbuch mit v Erläuterungen.

2 durch das Bürgerliche Geſ reivsiger h erratsprozeß. Prozeß wider Liebknecht, Bebel u. Hepner.
reis

Das K za von Marr.

Liebkne eCorvins enſpiegel.
n freien Stunden I., II. III., 75 und V. Jahrgang, geb.eue Zeit. Diverſe Jahrgänge,ie taſie Welt der Erfin Wepen von J. G. Vogt. 6 Prachtbände,

à 6.50 Mk., Halbfranz, a 7.50 Mk. und 2 Supplement-Bände.
as Werden des Menſchen von Dr. Eckrud. Preis geb. 6 Mk.
ankheit oder Verbrechen von v G. H. Berndt.

JUuſtrierte Weltgeſchichte von J. G. Vogt. 6 Prachtbände, 3 5.50 Mk.
geſern er m ſch Dr. K6unde un anke Menſch von Dr. König. Preis 12.50 Mk.de Jer modernen Geſellſchaftsklaſſen von Kampffmeyer. Preis

Das Iacurliche Werden der Lebeweſen von Dr. Roller. Preis geb. 3.75 Mk.

Ein Held des Geiſtes u des Schwertes von O. Walſter. Preis 2.50 Mk
Kraft und Stoff von Dr. Büchner. Preis 6.50 Mk.Gedanken eine arbeitslofſen Philoſophen. Geb. 1 Mk.
S werde Licht! gege' von Leopold Jacoby.tſtrahlen der Poeſie von Mar Kegel. Preis 3.50 Mk.

vit De än Wer 1.50 Mk. len feſtratulation ichte orträge zu allen feſtlichen Gelfür die Kinder des Proletariats. Preis 60 e flegenherten
wie m x un ickelhanube von Rud. Krafft, Premierleutnant

reis 40Die verinnkene Glocke von Gerhardt s 4.50 Mk.Schillers Werke. Preis (2 Bände) 4 Prei
Göthes Werke.

bſens Werke u.ie r 1 Schiaſdewolrat wurde. Eine Rede von Paul Göhre.
Prei

Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratiepreis 7.20 Mk., in Heer 20 Pf von Frans Mehring. Geſawt
Herausgeber Ed.

Sammlung ge ſeilſchafts wifſenſchaftlicher Aufſätze.

Die Volksbuchhandlung, vetz 4243.

auptmann.

Fuchs. Preis pro Band Mk. 2.50.
Zu beziehen durch

Waſſaſa ffoaſer,

Direktion: Olteo Herrmann

Xur noch kurze Zeit!

Die fliegenden Menschen

The Eugenes
in ihren

sensationellen
Leistungen.

Ipoſſo Theater

Direktion: Gustav Poller.
Nur noch wenige Tage:

hartstein
und der brillaute

Spezialitäten-Teil.

Prima naturrein

ApeInà Liter 27 Pfennig

Rotfweinm
Flaſche 60 Pfennig

Weiss weim
Flaſche 60 Pfennig

Cauchstädter Stahlquelle
Flaſche 10 Pfennig

offeriert

August Apelt,
Leipzigerſtraße 8.

NMitghed des Rabatt-Spar-Vereins.

Brilretts
V. Sachsen-Thüringen:
Grube von der Heydt

b. Ammendorf (Bäumchen).

Tüchtige, ſelbſtändige

Rauntischler
werden ſofort geſucht.

Dauernde Arbeit. Guter Verdienſt.
Märkische Holzindustrie,

Geſellſch. m. b. H.
Fürſtenwalde, Spree.

eine ſo ſchöne Auswahl in e
beſonders in den billigeren Preislagen, als bei uns gefunden.
offerieren z. B.moderne gettsienen, mr e

Sie haben noch

77

ſowie noch die T.

fournierten Zettstellen, mod. Facon, v. 38
W Eine Veſichtigung klohnt ſich ſehr für Sie. W

nie
im

à X.
g e

Gebr. Kroppenstädt, dünne

Halle a. S., Gr. Märkerſtraße 4.
weiter -bildungsr. Halle ſ.

e GSHeute(Montag)abds.
v 8Uhri. Kon erthaus

Tvo
l Vorleſung. Vereins-
t Angelegenheiten.

Steuerzahlung.
Sonnabend d. 27. ds.

abds. 8 Uhr im Saale des Konzerthaus
X. Stittungstest der Turnabteilung

Konzert, Tanz bis früh).
d. M. Vorſtands Sitzung.Rübensaſ

a Pfd. 18 Pfg.
Er. COandlis- und

e

ff. Pflaumenmus
a Pfd. 25 Pfg.

offeriert

A. Trautwein
Große Alrichſtraße 31.

Hamſterfelle
kauft zum höchſten Preiſe

Hermann Fiodlker,
Weiſtenfels, Zeitzerſtr. 15.
20 tüchtige

ar Eisen-Fraiser afür mittl. und große VertikalFrais-
Maſchinen für dauernde Beſchäftigung
bei hohem Verdienſt geſucht. Baldiger
Eintritt erforderlich.

Fahrzeugtfabrik Eisenach,
Eisenach.

Dienstag
Schlachtefest
M. VUnde, Deſſauerſtr. 19.

Dienstag

Möviimann,nichers Wagnerſtraße 34.

Zucker v. 22 v.
Sultaninen 20 v

empfiehlt

August Apektt,
Leipzigerſtraße 8.

Tücht. Hobler abegen e erketohn. Ammendo gſu. Feileunfa rie, G. m. b. H-

Aelteren Tiſchler, in allen Fächern
der Tiſchlerei bewandert, ſucht ſofort
bei hohem Lohn

Max Jungblut, Wuchererſtr. S.
Möbl. rer w. Kab., f. 2 Herren v.

Damen paſſ., ſof. z. vm. Harz 29, part.

Kurs-Bächer.
Storms Kursbuch

fürs Reich.Preis 70 vt.

Storms Kursbuch
für Rord- und Mitteldeutſchland

Preis: 40 Pf.
Königs Kursbuch.

Preis: 50 Pf.

Bli rFahrplan der dte taats
ahnen.

Preis: 25 Pf.
Zu beziehen durch die

m r.Harz 4

Sonnabend mittag verſchied nach
n Leiden im Eliſabeth-Kranken

mein lieber Mann, unſer guter
Vater, Bruder und Schwager, der Zu
ſchneider Adolf Krempner.

Dies zeigen tiefbetrübt an
Weißenfels, den 20. Mat 1905.

Anna Krempner und Kinder.
Die Beerdigung u Dienstag n
3 Uhr von der Leichenhalle des
friedhofes aus ſtatt. Kranzſpenden bitte
Gr. Steinſtr. 67, II, rechts, abzugeben.

Dankſagunür die vielen d ebe und

Teilnahme beim Des nis meines
lieben Mannes ſog ch allen meinen
herzlichſten Dan

Halle, den 22. Mai 1905.
Wilwe M. Leibrich.

venag und ſar die Inſerate perantweorinh: u gu r e e an



Beilage zum Volksblatt.
r. 119. Halle a. S. Dienstag, den 23. Mai 1905.
Der PlötzenſeeProzeß.

Fünfter Verhandlungstag.
Die Verteidiger haben den Antrag auf Vernehmung des Groſſe

zurückgezogen. Nur wenn der Antrag auf Beobachtung Groſſes
abgelehnt werden ſollte, beſtehen ſie auf die Vernehmung.

on dem Krampffkaſten will Direktor Sauer ein Modell an
fertigen laſſen und dem Gericht vorlegen. Der Vorſitzende be
zeichnet das als abſolut t

Zeuge Polizei Jnſpektor v. Mal 4 hält Groſſe für geiſtig
normal, er habe nur den Eindruck der Geiſtesgeſtörtheit zuerwecken geſucht. Nach den Beſuchen durch Verwandte ſei Groſſe

ſtets aufeeregt geweſen und widerſpenſtig, ſo daß Zeuge den
Antrag geftellt hat, die Beſuche nicht mehr zuzulaſſen. Auf
beſtimmte Tatſachen kann er ſich Der Bruder
des Groſſe hat den Zeugen in der Wohnung beſucht und ſich
dabei „ſo unverſchämt wie ein verbiſſener Sozialdemokrat be-
nommen“, daß er ihm die Tür gewieſen habe.

Wieder einen Zuſammeunprall
zwiſchen Verteidigern und dem Vorfitzenden gab es, als letzte
eine Frage des RA. Löwenſtein mnterbrug. R.A. e er
knecht hält das für prozeßordnungswidrig. Auch An
gliagter Schmidt fühlt ſich durch den Vorſitzenden in ſeiner
Verteidigung beſchränkt die vielfachen Zwiſchenfragen durch den
Vorſitzenden übten auf die Zeugen eine ſuggeſtive Wirkung aus.
T Das Gericht weiſt jedoch die Beanſtandung der Sachleitung
durch den Vorſitzenden als ungerechtfertigt zurück.

Gegen Groſſe wurde am 20. Januar 1900 14 Tage Arreſt
verhängt, weil er einen Mitgefangenen geſchlagen hatte. Er
ſchlug in der Arreſtzelle die Fenſterſcheiben und wurde nach
der Tobzelle gebracht, wo er den Arreſt weiter verbüßte.
Eine andre Disziplinarſtrafe gegen Groſſe wurde im Juni 1900
nicht vollſtreckt, ſondern Groſſe ins Lazarett gebracht. Groſſehatte im zweiten Falle einen Aufſeher Angegriſſen

Als R. A. Halpert den e v. Maltzan nochmals nach
den Einrichtungen der Tobzelle befragt, lehnt der Vorſitzende
dies als Wiederholung ab und fügt hinzu: „Die Herren Ver
teidiger ſtellen die Langmut des Gerichts auf die allerſchwerſte
Probe, und ich bitte Sie eindringlich, uns nicht zu zwingen, zu
den letzten Mitteln greifen, die uns die Strafprozeßz-Ord-
nung an die Hand gibt“.

R.A. Halpert: Jch muß mich gegen die abfällige Kritik
durch den Vorſitzenden verwahren. Wir tun hier unſere Pflicht
und werden die Konſequenzen unſeres Verhaltens auf uns
nehmen. Durch weitere Fragen des R.A. Halpert wird feſt
geſtellt, daß die Tobzelle weniger Einrichtungsgegenſtände ent-
hält als die Arreſtzelle.

Sachverft. Munter fragt ob das häufige Einreichen von
Geſuchen auch bei anderen Gefangenen vorkomme. Der Zeuge
bejaht das: es gebe viele welche querulieren.

Sachverſt. Dr. Placzek: Jſt dem Zeugen bekannt, daß
jemand ſimulieren und doch krank ſein kann

Zeuge: Nein!
Der Gefängnisgeiſtliche Kortmeyer hält Groſſe für einen

verkommenen, geſunkenen Menſchen, der roh, leicht erregbar,
manchmal aber wieder weich iſt und leicht weint. Groſſe wiſſe
genau, was er tut. Reue habe er nie eine Spitt gezeigt.
Zeuge muß auf eine Frage des R.A. Liebknecht zugeben, daß
ihm beſtimmte Tarſachen, aus welcher Groſſes Roheit hervor
geht, nicht bekannt ſind. Leicht zum Weinen kam Groſſe beſonders, wenn von ſeiner Mutter die Rede war. Einen eigent

lichen geiſtlichen Einfluß auf Groſſe hat Zeuge nicht wahr
genommen.

Die Frage des Angeklagten Ahrens an den Zeugen, wie
es komme, daß dieſer ihn drei Jahre lang nicht ein einziges
Mal im Gefängnis beſucht habe, während das nach der Dienſt-
vorſchrift monatlich einmal geſchehen ſolle, lehnt der Vorſitzende
als nicht zur Sache gehörig ab. Zu einem Mitgefangenen
hat Groſſe einmal geſagt. „Wenn Sie mir's zu arg machen,
hänge ich mich wieder auf.“

Zur Verleſung gelangt ein Brief des Groſſe an den Verein
Berliner Rechtsanwälte. Er bezeichnet ſich darin als Steno
graph, der unter Leitung ſeines „Kollegen“, des Lehrers Erfurth,
in der Strafanſtalt zu Plötzenſee das Stenographieren gelernt
habe, er ſchreibe jetzt 143 Silben in der Minute, aber mit der
Goldfüllfeder würde er noch mehr ſchreiben, da er ein „Genie
in der Stenografi“ ſei. Er ſei zu 15 Jahren Gefängnis ver
urteilt worden, ſeine Verwandten hätten aber die Strafe nun
mehr angenommen, wenn ſie ſich nicht gedacht hätten, unſer
lieber guter Willi Groſſe wird ja nach Verbüßung von 6 Jahren
doch begnadigt werden“. Dies ſei aber nicht der Fall geweſen
und alle ſeine verſchiedenen Eingaben, Beſchwerden, Gnaden-
geſuche ſeien zurückgewieſen, weil der Oberſtaatsanwalt Jſen-
biel ihm nicht wohl wolle. Deshalb bitte er den Verein der
Rechtsanwälte in der Jüdenſtraße, ſich für ihn zu inrereſſieren,
da ſein heiliges Recht unterdrückt werde. Jn Plötzenſee werde
er ja leidlich gut behandelt, denn er bekomme Mitelkoſt und
alle 14 Tage auf Staatskoſten eine Zulage von 60 Pf. zu
Schmalz, aber nicht vom Landgericht 1l, das ſeine Anträge um
Wiederaufnahme und ſeine Gnadengeſuche unberückſichtigt laſſe.
Er bitte den Verein der Rechtsanwälte, für ihn ein Gnaden-

eſuch zu machen oder ein WiederaufnahmeVerfahren durchzu-ereg ham er in der Freiheit als Stenograf nützen kann.

Die Mutter des Mörders Groſſe,
eine 61jährige Frau, bekundet, daß ihr Mann, der Poſitbeamte
Groſſe etwa 1876 zu trinken begonnen hat und aus dem Dienſt
entlaſſen wurde. Das Todesjahr ihres Mannes kann die Frau
nicht beſtimmt angeben. Von ihren neun Kindern ſind fünf

eſtorben. Willi iſt der jüngſte, 1880 geboren, lernte erſt mit
ünf Jahren laufen, litt bald nach der Geburt an Krämpfen,

hatte die engliſche Krankheit und iſt aus Stellungen wegen der
Krampfanfälle lager worden. Als 16jähriger junger Mann
fiel Willi bei einer Turnfahrt in eine Dunggrube, wurde mit
kaltem Waſſer und mit einem Schrubber abgerieben und hatte
dann wiederholt Krämpfe. Richtig normal ſei ihr Sohn nicht.
Ueber die 15 Jahre Gefängnis habe ſie ſich keine Gedanken ge
macht, denn ſolche Tat müſſe beſtraft werden. Bei ihren Be
ſuchen in Plötzenſee iſt ihr Sohn ihr manchmal wie geſund.
manchmal wie blödſinnig vorgekommen. Als Knabe iſt Willi
ein Bettnäſſer geweſen; gut geſchlafen hat er nicht, ſondern
im Traume hat er viel geſprochen.

Der Bruder des Mörders,
der Oberpoſtſchaffner d ne beſtätigt die Ausſagen u

JmMutter. Hegenſatz zu ſeinen Geſchwiſtern blieb Wi t inder Schule zurück r brachte keine Prämie nach Hauſe. n

der Tat des Bruders ſeien ſie alle kopflos geweſen. Urechnungsfähig im Sinne des Geſetzes 2 ſein Bruder nicht,

aber geiſtig normal ſei er auch nicht. Jn der Verhandlung
gegen den Bruder bin ich zugegen geweſen. Jch hätte laut aus
ſchreien mögen, als ich das Urteil auf 15 Jahre m
örte. Der neben mir ſitzende Mann mußte mich hinaus-
ühren. Schritte zur Begnadigung hat Zeuge nicht gleich

unternommen, weil R.A. rig ihm geſagt hat, da müßten
erſt ein paar Jahre vergangen ſein.Vor ſ.: Sie haben erſt am 3. Mai 1902 ein Gnadenge-
ſuch eingereicht

äti t ichteuge beſtätigt, daß es von ihm verfaßq. war r s
geſchrieben und redigiert iſt; er r an, daß Pnensbehtae
mit Ueberlegung begangen ſei, aß die freie

v Kind
andere ſchwere Leiden beeinträchtigt geweſen ſei; auch die erb
liche Belaſtung von ſeiten des Vaters, der ein Trinker war,
wird darin angeführt. Die Betreibung des Wiederaufnahme
verfahrens ſei an den Koſten geſcheitert. Für eine Begutach-
tung durch Sachverſtändige ſeien 500 bis 1000 Mk. notwendig,
habe ihm eine Koryphäe aus Juriſtenkreiſen geſagt, und fur
die lege echt der Akten würden 100 Mark ver-
largt. Heiterkeit.

Vor ſ. Wer war denn die l iſche Koryphäe WollenSie ſie nennen Zeuge: Nein. V or: War es ein
Rechtsanwalt i e uge: Jte (Heiterkeit.) Vor ſ.:
Hat Jhnen die juriſtiſche Koryphäe nicht geſagt. daß man auch
zu dem Gerichtsſchreiber gehen umd einen Antrag auf Wieder
aufnahme des Verfahrens zu Protokoll geben kann, und daß
dann die Sache gar nichts bdoſtet

Zeug e: Dis iſt mir geſagt worden. Mein Bruder hat ſich
auch öfter vorführen laſſen und Anträge zu Protokoll gegeben.Geſprochen haben wir darüber nicht im Gefängnis, doch hat er
mir davon geſchrieben.

Auf weitere Fragen des Vorſitzenden beſtätigt der Zeuge,
daß der Bruder n nie mitgeteill habe, daß er auch im Ge-
Mapis Krampfanfälle gehabt habe. Er iſt der Anſicht, daß
ich der Zuſtand des Bruders Gefängnis ſowohl körperlich
als geiſtig verſchlechtert habe. Er 1 immer mehr zu der
zeugung gekommen, daß der Bruder geiſtig nicht ganz

ar ſei.
Auf die Frage, warum dem Geſuch um Wiederaufnahme des

Verfahrens an den Juſtizminiſter vom 21. Mai 1904 die
Nummer der Zeit am Montag vom 22. Februar 1904 (mit
dem Artikel: Der durchlauchtige und der gemeine Mörder) bei-
grlegt ſei, erwidert Zeuge, und Frau Groſſe beſtätigt esurch Zwiſchenruf daß es nicht auf ſeine ſondern auf Ver
anlaſſung ſeiner Mutter geſchehen ſei; er war bei der Abſen-
dung des Geſuches nicht zugegen.

Auf eine Frage bezüglich des Angeklagten Ahrens ſagt
der Zeuge, derſelbe habe, als er ſich zu Schritten im Jntereſſedes Bruders anbot, Geld nicht verlangt, ſondern geſagt, daß
er lediglich aus Menſchlichkeitsgefühl handle, da er ſelbſt in
Plötzenſee geweſen und dort den Zuſtand ſeines Bruders aus
m 1 Anſchauung kennen gelernt habe.

Hierauf wird die Sitzung auf Montag 9 Uhr vertagt. Sie
wird dann im großen Schwurgerichtsſaal ſtattfinden.

Saarabien vor Gericht.
5. Verhandlungstag. Vormittagsſitzung.

0. Trier, 19. Mai.
Die Tribüne iſt gut beſetzt. Die Verhandlung beginnt mit

dem Aufrufe der Zeugen, deren 20 geladen und anweſend ſind.
Als erſter Zeuge bekundet penſ. Bergmann Gebhardt-

Spieſen: Schlafhausmeiſter Bremer verlangte von uns, wir
ſollten die Neunkirchener Zeitung (Zentrum) abbeſtellen. Er
habe bereits dieſelbe von 200 auf 5 Abonnenten im Schlaf-
haus heruntergebracht. Dieſe 5 bekäme er auch noch heraus.
Als der Steiger Schmidt von mir verlangte, ich ſolle natio
nalliberale Stimmzettel verteilen, habe ich das abgelehnt, weil
meine Kameraden ſagen würden, ich ſei ein „Schmierlappen“,
der ſich ein Aemtchen verdienen wolle. Eine Woche ſpäter wurde
ich auf Stube 28 verlegt, welche als Strafſtube galt. 2

Vorſ.: Wir werden aber Zeugen hören, die vorgeben, gern
auf der Stube 28 zu wohnen.

Zeuge: „Jch, in meinem Leben nicht.
R.-A. r Jſt es nicht vchtig. daß früher ſchon andere

zur Strafe nach 28 verlegt worden ſind.
Zeuge: Ja, ich hatte das Gefühl, da zur Strafe ver

legt worden bin, weil ich keine nationalliberale Stimmzettel
verteilt habe.

Staatsanwalt: War es vielleicht angeſchlagen, daß Jhr
die Zeitung nicht mehr leſen ſolltet.

Zeuge: Nein.
R. Heine: Jch lege Gewicht darauf, feſtzuſtellen, daß,

wer nicht wählen geht, in eine Strafſtube kommt. Wer hat
das geſagt.

Zeuge: Das hat Schlafhausmeiſter Bremer geſagt.
em Zeugen Schulze war ſeine Stube nicht gut genug und

hat ſich deshalb auf die Strafſtube gemeldet (17), weil dort keine
Zentralheizung ſondern ein Ofen war. R.A. Heine: War,
als Sie in die Strafſtube zogen, der Waſſerleitungskaften noch
da? Zeuge meint, dieſer ſei gerade abgebrochen worden, wo-
durch das Zimmer größer wurde. Zeuge Jak. Müller: Jch
war krank und aus dieſem Grunde habe ich mich dorthin ge
meldet. Jch weiß nicht, daß ſich Leute über die Stube be-
ſchwerten. Zeuge Nikolaus: Schlafhausmeiſter Bremer hat
in meiner Stube das Paulinusblatt gefunden da hat er ge-
fragt, wem das gehböre. Als er erfuhr, daß dies mir gehöre,
ſagte er: „Es gibt doch noch andere Blätter, da brauchen Sie
doch nicht das Pfaffenblatt zu halten.“ Die Stube 28 wurde
allgemein als Strafſtube betrachtet, weil ſie viel kleiner und
unbequemer iſt und unter dem Dache liegt. Alle, die Zentrums
blätter laſen, wurden auf dieſe Stube gelegt. Schlafhaus-
meiſter Bremer: Jch habe den Mann (Gebhardt) in die Stube
28 verlegt, weil er noch einen Schrank hatte, der keinen Platz
hatte. Mitbeſtimmend war auch, weil der Mann Leſer der
Neunk. Zeitung war; der Mann hat ſich bei dieſer Gelegenheit
ungern benommen.

Zeuge Gebhardt, welcher vorgerufen wird, bleibt bei ſeiner
Bekundung. Er habe ſich nie ungehörig benommen. Bremer
ſagte ſogar noch: „Gehen Sie z Fuchs (Ztr.) und laſſen Sie
ſich einen Palaſt bauen.“ Nach Meinung des Zeugen Bremer
iſt die Stube 28 die beſte Stube im Schlafhaus. Den Aus-
druck Pfaffenblatt will er nicht gebraucht haben.

Zeuge Bergmeiſter AdamHamm: Jch war früher im
Saargebiet in Stellung. Es machte ſich ein Mangel an unteren
Beamten bemerkbar und es ſollten einige Bergleute theoretiſch
durch Unterricht vorgebildet werden, um dieſem Mangel abzu
helfen. Jch ſollte dieſen Unterricht erteilen, weigerte mich
aber. Später bei der Wahl, als Bergrat Pritze aufgeſtellt war,
und in den Kreiſen der Beamten für dieſe Wahl Stimmung
gemacht worden iſt, lehnte ich es ab, mich daran zu beteiligen,
weil mir die ganze Kandidatur unſympathiſch war. Das wurde
dem Herrn Hilger berichtet und ich wurde zu ihm aufs Bureau
gerufen, wo er mir Vorhaltungen darüber machte und ſagte,
das dürfe kein Beamter tun; Herr Pritze ſei ein Kollege und
wir hätten Pflicht, für ihn einzutreten. Jch ſagte, das ſei doch
meine Privat Angelegenheit, worauf Herr Hilger erwiderte,
das ſei durchaus keine Privatangelegenheit, er müſſe von
jedem ſeiner Beamten verlangen, daß er national
liberal wähle. Dann wünſchte er und ſpäter befahl er
mir, ich müßte am Sonntag an einer Wahl- Verſammlung teil-
nehmen, ſonſt werde ich ihre Entfernung beantragen. Sie
können verſichert ſein, daß meinem Antrag ſtattgegeben wird.
Die Unterhaltung wurde darauf abgebrochen und am anderen
Tage wurde meine Verſetzung Jn einemHotel beim Diner hat Herr Hilger eine Anſprache gehalten, in
der er u. a. ſagte: Wer ſich nicht fügt, der fliegt, ich
muß von allen Beamten verlangen, daß ſie für
Pritze eintreten.

Geheimrat Hilger kann ſich auf vieles nicht mehr genau
erinnern, und anderes beſtreitet er. Er gibt aber zu, daß er

16. Jahrg.
eit an durch Epilepſie, engliſche Krankheit und ein großes Jntereſſe daran gehabt, den Kollegen Pritze in den

Reichstag zu bekommen. Und ich ſetzte von den Beamten als
ſelbſtverſtändlich voraus, daß ſie für Pritze eintreten ſollten.
Wenn aber ein hoher Beamter ſich ſo ungünſtig über den
Kandidat ausläßt, und dies in die Kreiſe der Arbeiter dringt,
dann war die Kandidatur in Frage geſtellt. Jch habe aber
nicht aus dieſem Grund die Verſetzung beantragt. Ein Wahl
druck auszuüben war nicht mein Sinn.

Zeuge Adams bleibt aber auf das Beſtimmteſte bei ſeiner
Ausſage. Auf die Frage des Vorſitzenden, ob der Zeuge Adams
aus dem Grunde zur Verſetzung beantragt habe, weil er nicht
in die Wahlverſammlung gegangen ſei. Hilger: Ja, es hat
mitbeſtimmend gewirkt.

Zeuge Blum-Micheli: Der nationalliberale Vertrauensmann
bekam im Jahre 1898 vier Monate Gefängnis, weil er meine
Frau geſchlagen hat. Jch war in dem Prozeß als Zeuge, mit
der Schlägerei hatte ich aber nichts zu tun. ls mir kurze Zeit
darauf gekündigt wurde, habe ich mich bei Hilger beſchwert.
Dieſer ſagte mir: Weber muß Jhretwegen 4 Monate unſchuldig
ſitzen, Sie haben einen Meineid geleiſtet. Jch habe 4 Monate
in Weſtfalen gearbeitet. Als ich wieder angelegt wurde, mußte
ich ein Schrifſtück unterſchreiben, zuerſt ſollte ich aber in die
Rotte. Herr Hilger ſagte aber z mir, Sie kommen nicht an
die Bahn, Sie haben genug gebüßt. Hilger beſtreitet, die
Worte Meineid gebraucht zu haben.

Zeuge Becker bekundet dasſelbe wie der Vorzeuge, auch
er bleibt auf das Beſtimmteſte dabei, daß Herr Hilger geſagt
hat „Sie haben einen Meineid geleiſtet.“ Hilger: Die Leute
ſind nicht entlaſſen worden, weil ſie Zeugnis abgelegt hatten,
ſondern wegen Alſatzmangel.

R.A. Heine: Wieviel Leute find denn wegen Abſatzmangel
abgelegt worden. Zsuge: Nijr wir.

A. Heine: Nur 2 Mann? Zeuge: Nein 3 Mann.
R.-A. Heine: War der andere auch Zeuge geweſen
Zeuge Blum: Ja. R.-A. Heine: So, ſo, alſo der war

auch Zeuge geweſen. R.A. Heine: Kann denn bei einer Be
legſchaft von 2000 Mann das ſo beſtimmend ſein, daß 3 Mann
einen ſolchen Einfluß auf die Produktion ausüben konnten, die
nicht anderweitig untergebracht werden ilger weiß nicht,
ob nicht auch noch mehr abgelegt worden ſind. Zeuge Blum:
Mehr ſind nicht abgelegt worden. R.A. Heine: Dieſer Becker
Becker hatte aber mit den Streitigkeiten gar nichts zu tun, er
war doch nur Zeuge.
Hilger weicht dieſer Frage aus. Es ergibt ſich aber, z

dieſer nur abgelegt wurde, weil er Zeuge geweſen iſt. Be
dieſer Gelegenheit platen die Geiſter ganz gehörig zuſammen
und es laſſen ſich die

ſammeln. Nach der Wahl ſagte man mir: Du Lump, Du
Schuft, Du Tuwak, geh zu Euler (Zentrum) und hole Dir die
Backſteine dort. Jch wurde verlegt und hatte eine halbe Stuude
weiter zu laufen. Als ich mich darüber beſchwerte, ſagte mir
der Oberſteiger, dort kommen alle hin, die ſich bei einer beſon
deren Gelegenheit ausgezeichnet haben. (Heiterkeit.)

Zeuge Fahrſteiger David (früher im Saargebiet jetzt in
Weſtfalen): Als ich verlegt worden wax. ſagte mir Oberſteig
Schrödex, er habe mich bei Bergrat Gaatha ſchwarz gemacht
und wundere ſich, daß man hier ſo einen Kaplansfreund her
r könne. 7 Jnſpektor Höh, mit dem ich darüber geprochen habe, ſagte mir, Bergrat Gagtha habe mit ihm darüber
geſprochen. Höh ſagte mir noch: Nun, nächſtens haben Sie
Gelegenheit, zu zeigen, daß Sie waſchecht ſind. Wir haben nun

mal ſo eigenartige Verhältniſſe im Saargebiet, da hat nur der-
jenige auf Beförderung Anſpruch, der waſchecht iſt. Jch habe
darauf geſagt, daß ich zu meiner höheren Behörde doch das
Vertrauen hätte, das ſie darnach nicht frägt. Berginſpektor
döh bemerkte darauf lächelnd und mit der Achſel zuckend: Es

iſt aber ſo. Herr Berginſpektor Bieſenhof ſagte mir ſpäter, als
ich nach Reden verlegt wurde, vermutlich wegen meiner ultra
montanen Geſinnung: Wiſſen Sie, daß man Sie wegen Jhrer
politiſchen Geſinnung knuten kann.

Berginſpektor Höh Camphauſen: Anfangs 1908 kam Fahr
ſteiger David zu mir und fragte, ob er angeſchwärzt worden
ſei. Jch fragte, ob er denn liberal ſei. Da ſagte er ja.
ſagte dann noch: Nun dann können Sie ja nächſtens zeigen,
daß Sie waſchecht find. Ob ich die Aeußerung gemacht habe,
hier kann niemand vorwärts kommen, der nicht waſchecht iſt,
kann ich mich nicht erinnern.

David bleibt dabeti, daß dieſe Aeußerung gefallen ſei.
R.A. Heine: Man hat doch keine Urſache oder kein Recht,

nach der Parteiſtellung zu fragen. Jch meine, es iſt doch nicht
recht, fortgeſetzt nach der politiſchen Geſinnung der Beamten
herumzuſchnüffeln.

Zeuge Gebhard wird nochmals vorgerufen.
R.A. Heine: Sind ins Schlafhaus auch Zettel der andern

als der nationalliberalen Partei hineingekommen.
Zeuge: Jch weiß nicht.A. Heine: Jſt nicht die Kontrolle derart ausgeführt

worden, daß ſelbſt der Briefträger nicht mehr ins Haus die
Zeitungen bringen durfte

euge Ja.Zeuge Bergwerksdirektor Bieſenhoff machte bei einer
Gelegenheit ſeinen ultramontanen Standpunkt geltend. Er
wurde zurechtgewieſen. Den Ausdruck, daß man Sie dafür
knuten könne, glaube ich nicht gebraucht zu haben.

Zeuge David wird vorgerufen und betont, daß der Aus
druck „knuten“ gefallen iſt.

Zeuge Materialien Verwalter Scheer hat den Ausdruck
„knuten“ nicht gehört, ſondern Herr David habe nur geſagt, er
tue ſeine Pflicht, da könne man ihm nichts machen.

Pfarrer Schmidt Wemetsweiler: Die Lebensverhältniſſe
find recht teuer. Eine Familie muß immer über 100 M. ver
dienen, wenn ſie durchkommen will. Wenn mehrere in der
Familie verdienen, gehts ja.

Vorſ.: Hat der Mann als Bergarbeiter einen Anſpvruch auf
einen höheren Lohn, als er hat

Zeuge: Ja, im allgemeinen flellte man ſich auf den Stand-
punkt, daß der Arbeiter zu wenig verdient, um allem gerecht
werden zu können. Der ne gibt eine aus der Erfahrung
geſammelte ſtatiſtiſche Aufſte ung welche ergibt, daß ein ſolider
Bergmann ohne Steuern 994 M. Ausgaben hat. Die Nahrung
beſteht in der Hauptſache aus Brot und Kartoffeln, Fleiſch nur
wenig. Es ſind ja Bergleute da, die ein kleines Haus haben,
ſie müſſen aber 10—15 Jahre gebrauchen, um es abzuzahlen;vielfach werden dieſe Häuſer zwangsweiſe verſteigert.

R.A. Heine: Kommt es nicht vor, daß Leute in 2 Räumen
wohnen und die andern vermieten.

Zeuge: Ja, es kommt vor, daß die Leute die beſten Räume
vermieten und ſich ſelbſt ſehr einſchränken, damit ſie ihr Haus
ſchneller abtragen können.

R.-R. Heine: Wie ſind die geſundheitlichen Verhältniſſe.
Zeuge: Jn meiner Eigenſchaft als Seelſorger komme

da überall hin: ſie ſind nicht die beſten.
Rechtsanwalt Heine: Sie ſagen, wenn die Leute 4 Mark

verdienen, können ſie durchkommen. Wie lange hat ein
Bergmann dieſen Lohn, wann beginnt er, wann endet er
Zeuge: Gewöhnlich im 24. bis 25. Jahre. Rechtsanwalt

eine: e konſtatiere, daß der Bergmann in einer Zeit,
wo andere Berufsklaſſen noch ſehr rüſtig ſind, nach der amt



n Statiſtik im Saarrevier bergfertig iſt, alſo nſcht meyr
arbeiten kann, mit 47,2 Jahren. Rechtsanwalt Heine befragt
den Zeugen über die Auszahlung des Lohnes, ob nicht die Leute
genötigt ſind, ihre Waren auf Borg zu holen und ob es dann
vorkommt, daß die Leute am Lohntag nur noch ein paar
Pfennige in der Hand haben? Zenge: Ja, es wird viel
geborgt. Man hört oft, daß die Leute darüber klagen, daß ſie
etzt erſt Geld bekommen haben und ſchon nichts mehr haben.Früher hatten wir eine größere Einnahme im Klingelbeutel

als heute. Die Kultusumlagen betragen 86 Prozent. Vorſ.:
Das iſt ſehr hoch. Herr Hilger gibt aus einer Statiſtik be
kannt, daß die 23091 verheiratete Bergleute 81 620 Wohn
räume innehaben, alſo auf die Familie 3,5 Räume kommen.Rechtsanwalt Heine: Das hat der Herr Zeuge ſchon geſagt,
nicht aber, daß die Leute die beſten und größten Räume ander-
weitig vermieten, ſich ſelbſt aber mit den weniger guten
Ränmen begnügen.

Schluß der Vormittagsſitzung. —-th.

Der Arbeiter-Radfahrerbund Solidaritüt
hat dieſer Tage ſeinen Geſchäftsbericht vom Jahre 1904 her-
ausgegeben. Da nun die Jahreszeit wieder angebrochen iſt,
in der das Radfahren teils als Verkehrsmittel zum Erwerb,
teils zum Sport und Vergnügen wieder von neuem beginnt,
ſo iſt es wohl angebracht, einiges aus dieſem Geſchäftsbericht
hervorzuheben.

Jm Jahre 1896 bei der Gründung des Arbeiter-Radfahrer-
bundes waren 468 Mitglieder vorhanden, 1900 zählte er be-
reits 4000, heute jedoch iſt die ſtattliche Zahl von 28 000 be-
reits überſchritten. Der Kaſſenbericht bilanziert in Einnahme
wie Ausgabe mit 73 536.56 Mk., das Bundesvermögen iſt auf
rund 40 000 Mk. angewachſen. Eine beſondere Werbekraft
für den Bund beſitzt die Unfall-Wnterſtützung. An
ſolcher wurden im Jahre 1904 für 514 Fälle 9136.75 Mk. aus
gezahlt. Die Dauer derſelben ſchwankte zwiſchen 4 und 78
Tagen. Hieraus erſieht man, daß der Bund durch Zahlung
von Unfall- Unterſtützung an ſeine Mitglieder ein Stück ſozialer
Miſſion erfüllt. Sind ſchon für einen geſunden Menſchen die
Exiſtenzbedingungen äußerſt ſchwierig, ſo geſtalten ſie ſich dann
um ſo ungünſtiger bei ihm zuſtoßenden Unfällen. Jn den
wenigſten Fällen namentlich bei Verheirateten wird die
Beſtreitung der Haushaltsunkoſten durch die Leiſtungen der
Krankenkaſſen ausreichen, und bei einem Ledigen muß, falls
er ſich ins Krankenhaus begeben ſollte, der größte Teil des
Krankengeldes an das Krankenhaus gezahlt werden. Es iſt
ſonach in beiden Fällen für die Betroffenen eine Beruhigung,
zu wiſſen, daß ſich im Arbeiter-Radfahrerbunde eine Hilfsquelle
bietet, die es ihnen ermöglicht, einer vollen Geneſung mit
größter Ruhe entgegenzuſehen.

Ein weiterer Vorteil wird den Mitgliedern durch koſten-
freie Ausſtellung von Grenzkarten geboten.
Man ermöglicht dadurch, daß für das Fahrrad an der Grenze
kein Zoll zu hinterlegen iſt. 1904 wurden 751 Grenzkarten an
Mitglieder ausgeſtellt. Sodann bietet der Bund vollen
Rechtsſchutz. Jm vergangenen Jahre konnten in e

aller7 prinzipiell wichtige Entſcheidungen im Jntereſſe
adfahrer herbeigeführt werden, ebenſo wurden die Mitglieder

in einer großen Anzahl von Fällen vor ungerechten Geldſtrafen
mehrfach in ſehr beträchtlicher Höhe geſchützt. Von

beſonderer Wichtigkeit iſt auch die koſtenloſe Liefe-
rung von Radfahrer-Wegekarten an die
Bundesvereine. Die ſog. Sektionskarten, welche im Buch-
handel 1.50 Mk. koſten, erhalten einzelne Mitglieder vom Bunde
für den minimalen Preis von 60 Pfg. Ferner ſei noch auf
das Organ des Bundes, Der Arbeitevr-Rad-
fahrer, hingewieſen. Dasſelbe erſcheint monatlich zweimal,
wird jedem Mitgliede vollſtändig gratis geliefert und dient der
Belehrung und Aufklärung ſowohl als dem freien Meinungs-
austauſch. Nicht unerwähnt ſoll bleiben, daß jedem Mit-
gliede ein Bundeszeichen ausgehändigt wird desgleichen werden
Auskünfte über Radtouren, Reparaturmaterial und Bundes-
Einkehrſtellen im Bundesorgan gebracht. Schließlich iſt der
Bund infolge ſeiner Zugehörigkeit zum Kartell deutſcher und
öſtreichiſcher Rad- und Motorfahrer-Verbände in der Lage,
ſeine Mitglieder bei äußerſt mäßigen Prämien gegen Haft-
pflicht, Unfall und Raddiebſtahl zu verſichern. Als Mark
ſtein in der Geſchichte der Arbeiterradfahrerbewegung wäre
noch zu regiſtrieren, daß auch der Zentraliſationsgedanke ſich
bei den Arbeiter-Radfahrern Bahn gebrochen hat, indem laut
Beſchkuß des letzten Bundestages der Vereinsmeierei inſofern
ein Ziel geſetzt worden iſt, als in einem Orte nur ein Verein
beſtehen darf, und es iſt bis dato aus der Praxis zu erſehen,
et en die Zentraliſation nichts, für dieſelbe aber alles
ſpricht.

Es iſt alſo einem jeden radfahrenden Arbeiter Gelegenheit
geboten, ſich gegen einen mäßigen Beitrag pro Monat
20 Pfg., Eintritt 60 Pfg. Vergünſtigungen zu
verſchaffen, die von keiner anderen Radfahrer-Organiſation ge-

boten werden. Gar mancher Radfahrer ſei es, daß er das
Rad zum täglichen Erwerb oder nur zum Vergnügen beſitzt
ſteht dieſer Organiſation noch fern, und es wird hohe Zeit,
daß das Beſtreben des Bundes: für geringen Beitrag möglichſt
viel Vorteil zu erringen, eine allſeitige Beachtung der Rad-
fahrer findet.

Parteinachrichten.
Bei der Hauptkaſſe gingen im April an freiwilligen

Beiträgen ein: Aachen 10.-—, Apolda 100.--, Berlin 2. Kreis
1700. 3. Kreis 1500.--, 4. Kreis Südoſt 2500. Oft 3000
5. Kreis 1000. 6. Kreis 8300. in 31 diverſen Beiträgen zu
ſammen 3479.70, BantWilhelmshaven 138.30, Bochum-Gelſen-
kirchen 200. Beuthen (O.-Schl.) 3.50, Breslau 200. Char-
lottenburg, E. K. 3.--, Chemnitz 1000.--, Caſſel-Melſungen 50.
Dortmund, L. Panka 6.20, Erlangen 10. ErfurtSchlenſingen
50. Elſterberg. Maifeier 2.50, Falkenberg (O.-Schl.) 2.--,
Fürth 20. Gotha 30.--, Horkenſtein a. Rhr. 4.40, Hamburg,
im Hamburger Echo eingegangen 97. Kiel 300.--, Königs-
berg i. Pr. 100. Kattowitz 5. Ludwigshafen a. Rh. 500.
Limbach 500. Luckenwalde, Rufus 5.--, Lipine (O.-Schl.) 4.--,
Meerane 100.--, Magdeburg 200.--. München, A. Langer 15.50,
München, Waldläufer See Dr. S. 5. Nieder
Barnim 1000.--, Neiße, Brückengeld-Ueberſchuß bei der Mai-feier 1.65, Oberftein a. N. 10.40, Oberlangenbielau 100.--, Pots-
damSpandauOſthavelland 100. Pottſchappel 1000.--, Ran-
dowGreifenhagen 100. Rawitſch 24.90, Rybnik (O.Schl.) 5.
Rinteln für Redaktionsauskunft 1.30, Schwarzburg-Rudolſtadt
50. Schweinfurt 10.--, Stuttgart, G. U. 10. Schwabach
10. Gau Südbayern 162.53, Sagan, Häckel 10.--, Sorau-
Forſt 300.--, Solingen 100.--, Teltow-Beeskow-Charlottenburg
250. Vorwärts- Buchhandlung 10 000.--, Vorwärts, Ueberſchuß
vom 1. Quartal 27 912.50, Wahrer Jakob 5000.--, Werdau,
Hübner .50, Württemberg 100. Zabrze (O.-Schl.) 5. Mk.

Ein Manifeſt der däniſchen Sozialdemokratie. Der
Hauptvorſtand der Sozialdemokratie Dänemarks, der aus 48
von den Parteigenoſſen des ganzen Landes gewählten Männern
und Frauen beſteht, hielt am Sonntag in Kopenhagen ſeine
ſtatutengemäße Frühjahrsverſammlung ab. Der Geſchäftsführer
der Partei, P. Knudſen, gab Bericht über die Tätigkeit der

Partei und der Reichstans- Fraktion im letzten Halbjahr und
legte den Entwurf zu einem Manifeſt an die Bevölkerung vor.
Jn dem Manifeſt wird zunächſt die allgemeine politiſche Lage
beleuchtet, wie ſie ſich durch den Minifterwechſel vom Anfang
dieſes Jahres und die damit zuſammenhängende Sprengung
der Linkenpartei geſtaltet hat. Es wird auf den kulturellen
und parlamentariſchen Rückſchritt hingewieſen, der in dem durch
das neue Miniſterium und die ihm folgenden „Liberalen“ zu
ſtande gebrachten Prügelgeſetz und in der „Anmerkung“ zum
Militärbudget zu Tage tritt, ſowie auf die der Tätigkeit der
Sozialdemokratie zu verdankenden Fortſchritte: die Tuber-
kuloſengeſetze, das Geſetz über Erziehung verwahrloſter Kinder,
weitere Ausdehnung der Unfallverſicherung, Vorbereitung zur
Reviſion des Geſindegeſetzes und Ausſicht auf eine gerechte
Wahlkreiseinteiltung. Unter Hinweis auf die im Jahre 1906
ſtattfindenden Wahlen wird zu eifrigem Kampf gegen die
Reaktion und für die Sozialdemokratie aufgefordert. Das
Manifeſt ſchließt: Jeder Fortſchritt auf gewerkſchaftlichem, poli
tiſchem und kooperativem Wege iſt für uns ein Hebel zu wei-
terer Wirkſamkeit für die Befreiung des Volkes vom Kapitalis-
mus, Militarismus und Klerikalismus. Keine ernſtlich demo-
kratiſche Befreiungsarbeit iſt in unſern Tagen möglich, ohne
auf die Schwächung und ſchließliche Abſchaffung des Kapitalis-
mus gerichtet zu ſein.

Ein deutſch ſozialiſtiſcher Verein in Aufſtralien.
In der ſoeben eingetroffenen Nummer des Worker (das Ar-
beiterblatt von Sydney) findet ſich eine Korreſpondenz aus
Adelaide, in welcher es heißt: Der hieſige allgemeine deutſche
Verein, ein deutſch ſozialiſtiſcher Klub, feierte kürzlich ſein
19. Stiftungsfek. Die Arbeiterpartei hat keine energiſcheren
und keine großherzigeren Freunde, als dieſe deutſchen Sozial
demokraten. Der Klub zählt 550 Mitglieder und beſitzt eine
Bibliothek von 4000 Bänden, worunter 700 engliſche Bücher.
Die Mitglieder ſind politiſch durchaus aufgeklärte Leute und
unterſtützen die Arbeiterpartei auf das Beſte. Kürzlich
ſteuerten ſie 400 Mk. bei zu einem Fonds für Gründung einer
Tageszeitung für die Arbeiterpartei, und dem Wahlfonds
überwieſen ſie 200 Mk. Aus dieſen wenigen Zeilen erſieht
man, welcher Hochachtung dieſe deutſchen Männer ſich erfreuen;
die deutſchen Sozialdemokraten das ſind die wahren Kultur-
träger des Deutſchtums im Auslande.

Gewerkſchaftliches
Die Ausſperrung der Schneider iſt in Dresden, Er

langen, Fürth, Augsburg, Erfurt, Gotha, Karls-
ruhe, Kempten, München und Wiesbaden perfekt ge
worden. Jn Mainz ſcheint die Sache für die Scharfmacher
ſchon verloren. Die größten Firmen am Orte erklärten ſchrift-
lich, mit dem Arbeitgeber-Verband nichts gemein zu haben. Sie
räumen den Streikenden jede gewünſchte Kontrolle ein darüber,
ob bei ihnen auswärtige Streikarbeit angefertigt werde. Jn-
folgedeſſen wird die Arbeit in den ſich ſo verpflichtenden Ge
ſchäften wieder aufgenommen, wodurch ſich die Zahl der Aus
ſtändigen von 300 auf 200 verxingert. Dadurch geht der
Löwenanteil der Saiſon mitſamt den beſten Arbeitern den Mit
gliedern des Arbeitgeber Verbandes verloren, und die irre-
geführten Kleinmeiſter haben das Nachſehen. Die Unternehmer
bekommen jetzt nicht mehr ihre eigene Arbeit, viel weniger
Gießener Streikarbeit gemacht.

Die Former der Maſchinenfabrik Hoffmann in Prenzlau
haben wegen Lohn und anderer Differenzen die Kündigung
eingereicht.

ie Ausſperrung der Hamburger Holzarbeiter hat mit
einer Niederlage der Scharfmacher in der Holzinduſtrie geendet.

Metallarbeiter. Die Arbeiter in den Werken der Maſchinen
bau Aktiengeſellſchaft in Nürnberg ſind in den Streik ge
treten. Jn Würzburg haben die Metallarbeiter der
Firma Gebr. Buxbaum wegen fortgeſetzter Lohnkürzungen die
Arbeit niedergelegt.

Jn Dortmund ſind alle organiſierten Bauhandwerker aus
geſperrt worden.

Ausland.
Frankreich. Ein Verband der Eiſenbahner,
der jetzt ca. 43 000 Mitglieder zählt, hielt dieſer Tage ſeine
Generalverſammlung in Paris ab. Der wichtigſte Beratungs-
n war das Geſetz Berteaur-Jaurès, durch welchen die

iſen bahngeſellſchaften verpflichttt werden, für ihr Perſonal
beſſere Arbeitsbedingungen einzuführen und die Penſionsver-
hältniſſe in gerechterer und in ſicherer Weiſe zu regeln. Dieſer
Entwurf wird ſchon ſeit 1897 zwiſchen Kammer und Senat
hin und her geſchoben; der Senat hat denſelben immer wieder
verworfen. Aus dieſem Grunde heantragte der Delegierte
Tremel, daß, wenn der Senat dieſes Jahr das Geſetz wieder-
um ablehnt, dann die Eiſenbahner bei den nächſten Senats-
wahlen vollſtändige Wahlenthaltung proklamieren müßten.
Dieſer ſonderbare Antrag wird jedoch mit 336 gegen 139
Stimmen verworfen; dafür findet eine Reſolution Annahme,
in welcher eine energiſche Agitation für das Geſetz durch Ver-
ſammlungen uſw. gefordert wird. Ferner erklärte ſich der
Kongreß für die Einführung eines wöchentlich wiederkehrenden
Ruhbetages und der täglichen achtſtündigen Arbeitszeit für die
Eiſenbahner.

Ungarn. Ein allgemeiner Eiſen- und Metall
gießer- Streik iſt in Budapeſt ausgebrochen.

Oeſtreich. Jn Jnnsbruck ſieht eine allgemeine Aus
ſperrung der Bauarbeiter bevor.

Ein Feuerwehrfſtreik ſteht in Welſch-Tirol bevor.
Die Feuerwehrleute wollen ſich nur auf die Rettung von
Menſchenleben beſchränken, wenn ihnen nicht eine ausreichende
Landesunterſtützung zugewieſen wird.

Schweiz Zum Schutze der Schokoladen-
Arbeiterinnen. Der Schweizeriſche (bürgerliche) Frauen
verein läßt gegenwärtig über ſämtliche Schokoladenfabriken der
Schweiz Erhebungen anſtellen über Arbeitszeit, Lohn, Be-
handlung uſw. der Arbeiter und Arbeiterinnen. Auf Grund
des Materials wird der Frauenverein ſodann mit denjenigenFabrikinhabern, in deren Betriebe ſchlechte Verhältiiſſe feſt

geſtellt wurden, in Unterhandlungen über die vorzunehmenden
Verbeſſerungen eintreten. Führen dieſe zu keinem Erfolg,
ſo ſoll als weiterer Schritt der Boykott gegen die wider-
ſpenſtigen Firmen in Anwendung kommen. Es iſt kein Zwei-
fel, daß der Schweizeriſche Frauenwerein, deſſen Mitglieder
die Hauptkonſumenten der Schokolade-Jnduſtrie ſein dürften,
im Bohykott eine vorzügliche Waffe beſitzt, um rückſichtsloſen
Unternehmerhochmut zu brechen. Andererſeits wird vom Zü
richer Volksrecht mit vollem Recht darauf hingewieſen, daß
die Aktion des Frauenvereins die organiſierte Arbeiterſchaft
nicht der Pflicht enthebt, den Arbeitern und Arbeiterinnen der
Schokoladen-Jnduſtrie den Weg zu weiſen, der zuverläſſiger,
als jede bürgerliche Aktion zur Verbeſſerung ihrer Lage führt,
den Weg zur Organiſation.
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Halle und Saalkreis.
Halle, 22. Mak.

Ansſperrung der Schneider in Halle
Mit einem rigoroſen Vorgehen wie es vielleicht in der Ge

ſchichte der Arbeiterbewegung ohne Beiſpiel daſteht, haben es
die hieſigen Arbeitgeber, welche Mitglieder des Allg. deutſchen
Arbeitgeber Verbandes im Schneidergewerbe ſind, verſucht,

ihren Arbeitern die Piſtole auf die Bruſt zu ſetzen. Einzelne
der Herren, die ſonſt nie den Fuß über die Schwelle einer
Arbeiterwohnung ſetzen, erſchienen im Laufe des Sonnabend
und Sonntag vormittags plötzlich in den Wohnungen der Ge

hilfen um ihnen einen Revers folgenden Jnhalts vorzu-
legenb „Unterzeichneter verpflichtet ſich, alle ihm von

ſeinem Arbeigeber äbertragenen Arbeiten anzu
nehmen und auszufertigen.“

Wer ſich nicht ſofort bereit erklärte zu unterſchreiben,
dem wurde mit gutem Zureden, ja in einzelnen Fällen mit
Drohungen zugeſetzt. Wer aber trotzdem nicht unterſchrieb,
dem wurde einfach erklärt, daß er am Montag auf Beſchluß
des Arbeitgeber-Verbandes ausgeſperrt bezw. gekündigt würde.
Mit der Drohung, das brutalſte Mittel, welches den Arbeit
gebern zur Verfügung ſteht, wurde es verſucht, den Arbeitern
die Unterſchrift abzuzwingen, ohne daß denſelben Zeit gegeben
war, ſich mit ihren Geſchäftskollegen hierüber auszuſprechen.

Nun, was bedeutet denn dieſer, auf den erſten Blick ſo
harmlos ausſehende Revers Nichts mehr und nichts weniger
als daß ſich unſere Kollegen verpflichten ſollen, das größte
Verbrechen in den Augen eines engliſchen Richters zu begehen,

nämlich: Ohne zu muckſen, an ihren kämpfenden
Brüdern zum Streikbrecher zu werden.

Dieſe Herren, welche in ihrem Organ und in ihren letzten
geheimen Extranummern degsſelben ſich nicht genug erregen
können über die unverſchämten Forderungen der Arbeiter, haben
mit der Vorlegung eines ſolchen Reverſes unter den geſchil
den Umſtänden den Rekord geſchlagen. Wenn wir Forde-
rungen oder Wünſche haben, ſo teilen wir dieſes immer den
Herren Wochen manchmal Monate vorher mit. Sie haben
dieſes nicht nötig, dieſe Herren diktieren einfach: „Unterſchreibe,

oder u biſt brotlos.“ Doch genug hiervon. Die Organi-
ſation hat Schritte eingeleitet, auch dieſen Schlag zu parieren.

Jeder Kollege, der in Uebereilung oder Befangenheit unter
zeichnet hat, hat es in der Hand, ſeine Unterſchrift retour zu
ziehen. Heute abend ſoll in einer aufßerordentlichen
General Verſammlung zu dieſem famoſen Reverſe und zu
der erfolgten teilweiſen Ausſperrung Stellung genommen
werden.

Möge es kein Kollege verſäumen dieſer Verſammlung beizu
wohnen, um auf dieſe Weiſe ſeine Stimme in die Wagſchale
zu werfen. Heute vormittag ſoll auch die Verhandlung des
Tarifvertrages vor dem Gewerbe Schiedsgericht nach langen
vergeblichen Warten ſtattfinden. Es iſt die reine Jronie des
Schickſals. Ein Werk des Friedens wollten wir heute feſt
legen. Ein brutaler Schlag ins Geſicht der Arbeiter iſt die
Antwort. Auch hierüber ſoll heute abend berichtet werden.

Der Verband der Sqhneider,
Filiale Halle a. S.

Eine wichtige Gewerkſchaftsfrage
beſchäftigte Sonnabend die hieſige Strafkammer in der
Sache des Genoſſen Julius Moewes, Geſchäftsführer
der hieſigen Filiale Halle vom Zentral-Verband der Han-
dels-, Transport- und Verkehrs arbeiter
Deutſchlands. Moewes war angeklagt, entgegen den
Beſtimmungen des s 8 a des Preußiſchen Vereinsgeſetzes ſeit
dem 1. Januar 1904 in die Verbandsfiliale ſeiner Organi-ſation, die in Verſammlungen oritewe
Gegenſtände erörtert haben ſoll, Frauen und
Mädchen aufgenommen zu haben. Die Halleſche Filiale gehört
zu dem Hauptverbande, der ſeinen Sitz in Berlin hat, und
ſämtliche Filialen dürfen weibliche Mitglieder aufnehmen. Der
Angeklagte gibt zu, daß die Halleſche Filiale 18 weibliche Mit
glieder beſitzt; er beſtreitet aber mit Entſchiedenheit, daß ſich
die Verbandsfiliale in Vereins- und Mitglieder-
Verſammlungen mit politiſchen Dingen beſchäftigt
habe. Der Verein, der kein politiſcher Verein ſei, beſchäftige
ſich nur mit wirtſchaftlichen Dingen, und allgemein mit der
Wahrung der Jntereſſen und Rechte ſeiner Mitglieder. Der
Verein erſtrebt günſtige Lohn- und Ardbeitsbedingungen;
öffentliche und politiſche Angelegenheiten ſind nur in eigens
dazu einberufenen öffentlichen Verſammlungen
erörtert worden. Die Anklagebehörde hat eine Reihe Polizei-
protokolle eingefordert, nach denen u. a. in Vereinsverſamm-
lungen mehrere politiſche Themen erörtert ſein ſollen. Danach
iſt über Maifeier, Achtſtundentag, Volksernährung und Ein-
kommen, Zolltarif, Generalſtreik, Abänderung des Krankenver
ſicherungsgeſetzes uſw. geredet worden. er Gerichts-Vor
ſitzende bemerkt hierzu, über Maſchine und Technik auch über
den Achtſtundentag hätte unter gewiſſen Einſchränkungen ge-
redet werden können. Sobald aber in jenen Verſammlungen
der Staat oder die Geſetzgebung zum Eingreifen angerufen
würde, ſo habe die Erörterung politiſcher Angelegenheiten
vorgelegen. Dies ſcheine nach den Polizei-Protokollen zweifel
los der Fall zu ſein.

Der Angeklagte weiſt nach Bekanntgabe der Themen darauf
hin, daß mehrere Vorträge mit herangezogen worden ſind,
die vom Jahre 1900 bis Ende 1903 gehalten wurden. Er
komme erſt vom 1. Januar 1904 ab als Leiter der Filiale in
Frage und könne doch nicht für das verantwortlich gemacht
werden, was vordem geſchehen iſt. Jm übrigen ſeien nach den
Angaben der Polizei Vereinsverſammlungen mit öffentlichen
Verſammlungen verquickt worden. Nach den Polizei-Proto-
kollen, in denen beſonders Redakteur Thiele und Arbeiter
ſekretär Güldenberg als Redner aufgeführt werden, ſind einigen
Vortragenden Redewendungen in den Mund gelegt worden,
die von einer unrichtigen Auffaſſungsgabe der überwachenden
Beamten zeugen. Da heißt es u. a. in einem Polizei-Proto-
koll: Jn ſeiner „ſehr ausſchweifenden Rede“ führte der Vor-
tragende aus uſw. Eine andere Blüte lautet: „Die Japaner
habe man immer zu den Rückſtändigen gehalten“ uſw. Ein
Redner ſoll geſagt haben: „Jn Rußland müſſen noch mehr
Sergius „beiſeite“ geſchafft werden.“ Schließlich ſoll in einer
Verſammlung auch „der Expedient des Volksblattes“ einen



Vortrag gehalten haben. Was von ſolchen Polizei enu halten iſt, haben wir ſchon wiederholt geſagt. w.

oewes erklärt noch, wenn darauf Gewicht gelegt werde, daß
über die Abänderung des Krankenverſicherungs- Geſetzes
geredet worden iſt, ſo ſei hierzu bemertt, daß der Vortrag
nicht darauf hingezielt habe, eine Abänderung des Geſetzes
zu bezwecken, ſondern, daß nur die neueſt zſprochen worden ſind. ſten Abänderungen be

Der Staatsanwalt iſt der Anſicht, es liegt Vergehen gegenS 8a des Vereinsgeſehes vor, und ſieht die Filiale
einen ſelbſtändigen vom Hauptverbande geſonderten Verein an.
Daß die vorliegenden Themen, die in den Verſammlungen er-
örtert worden ſind, als politiſche Angelegenheiten aufzufaſſen

be r n r dw S d Angetlagien eine
aſfe von un e i eeins zu beantragen. Hließung des Ver

Der Verteidiger, Rechtsanwalt Eulenberdie Filiale des Vereins ein ſelbſtändiger a
dürfe den Angeklagten als Leiter des Vereins nicht für das
verantwortlich machen, was in öffentlichen Verſammlungen
und in den Verſammlungen vor dem 1. Januar 1904 ge
ſchehen ſei. Es ſei auch die Frage zu prüfen, ob ein bloßer
Vortrag, nach dem eine Digskuſſion nicht ſtattgefunden habe
als eine Erörterung angeſehen werden könne. Hochſte
Inſtanzen hätten ſich früher einmal auf den Standpunkt ge
ſtellt, ein Vortrag an ſich ſei keine Erörterung.
Richtig möge ſein, daß in Vereinsverſammlungen öffentliche
Angelegenheiten erörtert worden ſind. Dieſe ſind aber nicht
immer politiſche Aagelegenheiten. Auch das Vereinsgeſetz vom
11. März 1850 macht einen Unterſchied zwiſchen öffentlichen
und politiſchen Angelegenheiten. Unter politiſchen Angelegen-
heiten verſteht man ſolche, die auf eine Aenderung der Ver-
ſaſſung, der Verwaltung, der Geſetze des Staates uſw. hin-
wirken. Ein Vortrag über das Krankenverſicherungs Geſetz
könne aber durchaus unpolitiſch ſein. Auch Maßnahmen zur
n die nach Anſicht der Anklagebehörde eine ſogzial
demokratiſche Einrichtung iſt, könnten nicht als etwas Poli-
tiſches angeſehen werden, denn die Maifeier ſei doch noch
keine ſtagtliche Einrichtung. Die Maifeier ſei ein „Amüſement“
für die Gewerkſchaften mit allerdings demonſtrativem Charagkter.
Auch der Generalſireik, das Wort klinge nur ſo gefährlich, ſei
keine Staatseinrichtung. Das Kammergericht habe ſtets aner-
kannt, daß nur Dinge, die den Staat betreffen, als politiſche
Angelegenheiten betrachtet werden können. Dagegen erklärt es

in einer Entſcheidung, daß die Regelung der Arbeitszeit, die
Regelung der Frauenarbeit, Agitation gegen das Jnnungs-
weſen uſw. unpolitiſche Angelegenheiten ſeien. Nicht einmal,
ſo führt der Verteidiger weiter aus, die Beſprechung des Zoll-
tarifs könne als politiſche Angelegenheit angeſehen werden.
Der Zolltarif ſei eine wirtſchaftliche Angelegen-
heit, mit der ſich ſogar Stadtverwaltungen, kommunale Ver
eine uſw. beſchäftigt haben. Der Angeklagte müſſe hiernach
in erſter Linie frei geſprochen werden. Sollte das Ge
richt jedoch zu einer Verurteilung kommen, ſo möge es aber
nicht die Schließung der Filiale Halle ausſprechen, denn nach
S 16 des Vereinsgeſetzes muß erſt auf Schließung erkannt
werden, wenn ein Leiter ſich wiederholt ſtrafbar gemacht
hat, bezw. ein beſonders ſchwerer Fall vorliege. Gegenwärtig
kann nur auf Schließung erkannt werden; der vorliegende
Fall liege doch aber nicht ſchwer.

Das Gericht verurteilte den Angeklagten zu 30 Mark Geld
ſtrafe und ſprach auf Grund des 16 des Geſetzes die
Schließung des Vereins aus. Jn der Urteilsbegründung
hieß es: der hieſige Verein habe ſich nicht nach den Statuten
der Hauptzentrale gerichtet. Der Angeklagte als Leiter ſeidafür verantwortlich was in der hieſigen Filiale vor-

gegangen iſt. Zweifellos ſind politiſche Gegenſtände, die
ich auf den Staat bezogen, erörtert worden, und durften

demnach Frauen in den Verein nicht aufgenommen werden.
Die Tendenz des Vereins ſei eine ſozialdemo-
kratiſche; dies gehe daraus hervor, wenn man erwäge, was
für Perſonen ſich da als Redner bemüht haben. Die öffent-
lichen Verſammlungen mögen einberufen ſein, um unter jener
Tendenz möglichſt viele Genoſſen zu ſammeln. Da ſeit dem
Jahre 1900 eine gewiſſe Täuſchung geübt worden iſt und mit
einer großen Hartnäckigkeit in dem Verein Politik getrieben
wurde, bezw. die Tendenz beſtanden hat, gegen die Beſtim-
mungen des Geſetzes zu fehlen, ſei die Schließung des Vereins
ausgeſprochen worden.

So weit der uns vorliegende Gerichtsbericht. Wir finden
das Urteil einfach unverſtändlich. Die Filiale einer zentrali-
ſierten Berufsorganiſation lediglich deshalb zu ſchließen, weil
einige Vorträge über Maifeier, Zolltarif, Generalſtreik 2c. ge-
halten worden ſind Dinge, die in das ureigenſte Gebiet
der Gewerkſchaften fallen zeugt von einer völligen Verken-
nung der Aufgaben der modernen Gewerkſchaſten. Die Han-
dels- und Transportarbeiter haben z. B. ein ſehr großes Jn-
tereſſe an einem Zolltarif, der den Handel nicht ſchädigt. Sehr
viele Exiſtenzen innerhalb ihres Berufes hängen von der Ge-
ſtaltung des deutſchen Handelsverkehrs ab. Beſchäftigen ſie
ſich alſo mit dieſer, in ihre wirtſchaftlichen Verhältniſſe aufs
tiefſte eingreifenden Frage, dann haben ſie in ihrer Berufs-
organiſation nur ihre Rechte wahrgenommen Sollen die wirt-
ſchaftlichen Vereinigungen der Unternehmer, in welchen, als
der Zolltarif im Vordergrund des äffenn ichen Intereſſes ſtand,
ſehr häufige Erörterungen der Zolltariffrage gepſlogen wurden,
ſämtlich geſchloſſen bezw. für politiſch erklärt werden, dann
dürfte es in Deutſchland wenige Unternehmerorganiſationen
geben, die nicht dieſem Schickſal verfallen wären. Die großen
induſtriellen Vereinigungen und Syndikate, der Zentralperband
der Jnduſtriellen, die Eiſen- und Stahlwerksverbände würden
einem ſolchen Staatsanwalt, der deswegen die Schließung
ihrer Vereinigungen verlangte, mit einer ſehr derben Abfuhr
aufwarten. Bis jetzt haben ſie dies allerdings auch nicht nötig
gehabt. Um die Probe aufs Exempel zu machen, dazu ſind
ja auch nur die wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeiter da.

Entſchiedenſten Widerſpruch muß auch der Paſſus des Ur-
teils des hieſigen Landgerichts begegnen, der die Vorträge auf
ihren politiſchen oder gewerkſchaftlichen Charakter nur darnach
beweiſt von welchen Perſonen ſie gehalten worden. Weil die
Genoſſen Thiele und Güldenberg in der hieſigen Arbeiterbe
wegung bekannte Redner ſind, deshalb müſſen ihre Vorträge
unter allen Umſtänden politiſcher Natur ſein. Dieſe Auf
faſſung zeugt von einer völligen Unkenntnis der wirklichen
Verhältniſſe Ganz nebenbei bemerkt, ſind die Vorträge be
ſonders des Gen. Güldenberg in den Gewerkſchaften faſt aus
ſchließlich auf die Arbeiterſchutgeſetzgebung und die wirtſchaft
lichen Berufsfragen der Arbeiter zugeſchnitten. Das
Gegenteil von dem iſt alſo richtig, was der Gerichtshof be

hauptet. Fliale dHoffentlich läßt es die hieſige iale dern nicht bei dieſem prinzipiell für
Gewertſchaften wichtigen Urteilsſpruch bewenden und
Er eidune des Kammergerichts ein.

Handels und
ſämtliche

holt die

faſſen hatte.

Ueber die famoſedurch die protokollariſche Aufnahme der Vorträge
überwachenden Polizeibeamten ein andermal.

Der Beendigung des Malerfſtreiks
liegen folgende Abmachungen in bezug auf die Lohnhöhe zuGrunde: Bis 1. April 1906 werden gezahlt als Winde
ſtundenlohn 48 Pfg., von da ab 50 usgelernte erhalten
im 1 Jahre nach vollendeter Lehrzeit 42 Pfg., Anſtreicher
40 g. Stundenlohn. Künftige Streitigkeiten in bezu aLohnhöhe und Arbeitszeit ſollen ebenfalls wieder dure
Einigungsamt geſchlichtet werden.

Militarismus und Witwe.
Die Petitions Kommiſſion des Reichstags beſchäftigte ſich

eſtern mit einer recht merkwürdigen Eingabe der Witwe
ichel in Helfta bei Eisleben. Der Sohn der Witwe Michel

war im Herbſt 1903 nach zweijähriger Dienſtzeit bei einem
Regiment in Poſen entlaſſen worden, kam bereits unwohl nach
Hauſe und erkrankte am Typhus, der ſich ſehr heftig ent
wickelte und ihn volle neun Wochen ans Bett feſſelte. Der
Fall wurde ſofort dem Regiment gemeldet, das mit der Ver-
pflegung in ſeiner mütterlichen Behauſung einverſtanden war
und nur bedingt die Unterbringung des Patienten ins Militär
lazarett zu Halle in Vorſchlag brachte. Die Pflege ihres
Sohnes nahm die Witwe Michel vollſtändig in Anſprüch, und
da auch nachts der Kranke beaufſichtigt werden mußte, bedurftefie noch einer Pflegefrau. Nach Veendigun der Krankheit

reichte Frau Michel ihre Rechnung ein, wurde aber überall
abgewieſen. Nur 130 M. wurden geſchickt, wovon jedoch
80 M. dem behandelnden Arzte zufielen. Nachdem alle Ver
ſuche, zu ihrer Forderung zu gelangen, vergeblich gebliebenwaren, wendete ſich Frau Hichel an den Reichstag, deſſen

Petitionskommiſſion geſtern über die Angelegenheit Beſchluß zu
Der Regierungskommiſſar Wirkl. Geh. OberReg.-Rat Duncker lehnte die Veregregong der Forderung ab,

und die Mehrheit der Kommiſſion ſtellte ſich anfangs auf ſeinen
Standpunkt. Nach eingehender Begründung durch Genoſſen
Thiele entſchied ſich jedoch die Kommiſſion einſtimmig, die
Petition der Regierung zur Erwägung zu überweiſen. Der
Antrag auf Berückſichtigung war leider mit 9 gegen 11 Stimmen
gefallen. Jn Afrika kann es Hunderte von Millionen koſten,
will aber eine Witwe die Kurkoſten für ihren beim Militär
erkrankten Sohn von St. Militarismus erſetzt haben, dann
wird der Daumen auf den Beutel gehalten.

Von der Weſtfäliſch Anhaltiſchen SprengſtofſAktien Geſellſchaft erhalten wir unter Vegugrahre e

unſere Mitteilung aus Wittenberg, daß durch eine Exploſion
in der Dynamitfabrik drei Menſchen ſchwer verunglückten, eine
Zuſchrift, in welcher es heißt: „Mit dieſer iſt zweifellos
das uns gehörige, bei Reinsdorf belegene Werk gemeint. Wir
haben bei der Betriebsleitung dieſes Werkes über die angeb-
lichen Unglücksfälle u e eingezogen und feſtgeſtellt,daß auf unſerer Dynamitfabrik Keinsdorf von einer Exploſion

und von der Verletzung irgendwelcher Perſonen nicht das
geringſte bekannt iſt.“

Wir müſſen erſt die Gegenäußerung unſeres Korreſpondenten
abwarten, ehe wir zu der Zuſchrift Stellung nehmen können.
Vielleicht liegt aur eine Ortsverwechſelung vor.Die de meler Legende, Kulturbilder aus der
preußiſchen Geſchichte. Das 7. Heft des Werkes enthält die
Frhevung des 2. Kapitels „Die neuen Junker und die neuen
Fürſten“. Von den Jlluſtrationen ewähnen wir eine gute
Reproduktion „Stettin im 15. Jahrhundert und die Wieder-
gabe des erſten bekannten Druckerzeugniſſes, das etwa um das
Jahr 1492 in der Mark entſtanden iſt. Das ganze Werk
umfaßt 50 Lieferungen à 20 Pfg. Die bereits erſchienenen
e herwaen können von der Volksbuchhandlung nachbezogen
werden.

Von der illuſtrierten Romanbibliothek iſt ſoeben das
19. Heft erſchienen. Es enthält die Fortſetzung der begonnenen
Romane. Jn jeder Woche erſcheint ein Heft, das für 10 Pfg.
in der Volksbuchhandlung zu haben iſt.

Bei der Maifeier im Lindenhof wurde ein Taſchenmeſſer
gefunden Abzuholen im Parteiſekretariat Harz 42/43.

Der Bürgermeiſter a. D. Sielaff ſollte gewohnheits-
mäßig der Unzucht Vorſchub geleiſtet haben. Das Amtsorgan
meldet am Sonnabend, daß Sielaff verhaftet worden ſei. Herr
Sielaff ſtellt uns eine Abſ r der Berichtigung zu, die er dem
r n überſandte. Er teilt darin mit, daß er nach der
richterlichen Vernehmung und nachdem ſich die Haltloſigkeit der
anonymen Beſchuldigung ergeben habe, wieder auf freien Fuß
geſetzt worden ſei.

Arbeiterſekretariat Halle a. S., Harz 42/43, Hof, II.
Monatsbericht. Jn der Zeit vom 1.--30. April haben das
Sekretariat 667 Perſonen in Anſpruch genommen. Von den
vorgebrachten Anliegen betrafen: Steuerſachen 143, Unfallver
ſicherung 57, Mietsſachen 46, Krankenverſicherung 34. Straf-
ſachen 33, Jnvalidenverſicherung 32, Dienſtbotenſachen Z3l,
Erbſchaft 26, Ehe und Verlobungsſachen 24. Kauf und Ab-
ahlung 23, Lehrlingsweſen, Forderungen je 19, Lohnforderungen,Beleidignngen je 18, Staats und Gemeindebürgerrecht 15, ge

werbliche Angelegenheiten, Entlaſſung ohne Kündigung je 14,
Alimentation 13, Armenſachen, Legitimationspapiere je 9,
Schadenerſatz- und Haftpflicht 8 ilitäriachen 7,, Konkurs,
Pfändung und Offenbarungseid, Verſicherungsweſen je
Vereinsſachen 5, Vormundſchaftsſachen 4, Stellenvermittlung 2,
Sonſtiges. 32.

Erledigt wurden durch mündliche Auskünfte 365, auf ſchrift-
lichem Wege 302 Nach Stand oder Beruf geordnet
verteilen ſich die Parteien wie folgt: Arbeiter 547, Ehe
franen 27, Dienſtboten 26, Witwen 20, ſelbſtändige Gewerbe-
treibende 15, Arbeiterinnen 12, Lehrlinge 9, Werkmeiſter 4,
Lagerhalter, Verkäuferinnen je 3, Handlungsgehilfe l.

Von den Arbeitern waren organiſiert 446 und verteilen ſich
dieſelben auf die einzelnen Verbände folgendermaßen Metall
arbeiter 88, Maurer 64, Holzarbeiter 36, Handels und Trans-
portarbeiter 35, Fabrikarbeiter 33, Buchdrucker 21, Maler 20,
Bauarbeiter 18, Zimmerer 15, Schneider 12, Brauer I1I,
Schmiede 10, Maſchiniſten und Heizer, Kupferſchmiede je 8,
Bergarbeiter 7, Böttcher, Lithographen und Steindrucker je 6,
Steinſetzer 5, Bäcker, Stukkateure, Tapezierer je 4 Glaſer,
Schuhmacher, Tabakarbeiter, Lagerhalter je 3, Bildhauer,
Fleiſcher, Buchbinder, Töpfer, Müller je 2, Gemeindearbeiter,
Gärtner, Dachdecker, Gaſtwirtsgehilfen, Textilarbeiter, Sattler,
Buchdruckereiarbeiter, Steinarbeiter, Handſchuhmacher je 1.

Jhren Wohnſitz hatten in Halle nebſt eingemeindeten Vor-
orten 458, Ammendorf 4 Alsleben 1, Bitterfeld 5, Beeſen 4,
Brehna 2, Büſchdorf, Biſchofroda, r Bornitz, Bruck-
dorf je 1, Corbetha 1, Diemitz 3, Delitzſch, Dölau je 2, Delitz,
c Dieskan, Döbris, Dörſtewitz, Dammendorf, Doberſtau
je 1, Eisleben 5, Ermlitz 3, Edersleben, Elſtertrebnitz, Erfurt,
Eſſen je 1, Gutenberg 4, Greppin, Gröbzig je 2, Gera, Gaditz,
Gräfenhainichen, Gottenz je 1, Höhnſtedt, Holleben je 2, Helfta,
Hütitz, ohenweiden, Ho Prißia. Halberſtadt je 1, Jnwenden 1.
Könnern, Köthen, Kriegsdorf je 1, Lettin, Lauchſtädt, Löbe,
jün je 2, Landsberg, Laucha, Lindau, Luckenau, Lützenſömmern,
Lochau, Vebendorf, Veskau je 1, Merſeburg 6, Mühlberg 2-
Mansfeld 1, e 1 Nebra je 2, Nietleben, Naundorf,
Niederreißen, i je 1, Oſendorf 10, e Oppin,

ranienbaum je 1, Petersroda 3. Peißen Prettin, feifhauſen,
Paſſendorf, Pieſteritz, Pranitz je 1, Queis 1, Radewell 4,
Rumpin, Reudnitz, Reußen, Reinsdorf Raßnitz,T gangRothenburg je 1, Schkeuditz 4, Schraplau miedeberg,S

n, Sangexhauſen je 2, Schönn Schiepgiu S h S re Vaa1, Teutſchenthal 4, Teuchern, haldorf Thale,
Teicha, je 1, Wettin 2, Wörmlit, efels. Wildenborn, Wanzleben, Wolfen je 1, 0
dorf 2, Zörbig, Zſcherben, Zwochan je I.

rgnſſierte ind gehalten, bei jedem Beſuch das Ber
bandsbuch vorzuzeigen.

Verkehrt abgeſprungen iſt am Sonntag morgen um4 10 Uhr in der Fudwig Wisenerſtra e ein Arbeiter. Er ſiel
8 unglücklich, daß er leblos liegen blieb. Max ſchaffte den

erunglückten in ein Haus. Der Mann hatte das Klingel
gegeben, ſprang aber ſchon ab. ehe der Wagen bei dem

arken Gefäll in betreffender Straße zum Halten kam.
mmer und immer muß darauf hingewieſen werden, daß beim
uf- und Abſteigen beim Benutzen der Elektriſchen die größte

Sorgfalt beobachtet werden muß.

Seeben. (Eig. Ber.) Eine überflüſſige Anklage war
ßer den Hausbeſitzer und Maurer Friedrich Vetter
ier wegen Diebſtahls anhängig an worden. Am 9.

hatten Vetters Söhne, um im Winter etwas zu verdienen, das
Eis vom Dorfteiche losgelöſt, und in vier Fuhren nach einer,
Brauexei in Halle o hefte Ueber die Abeiſung beſtanden
keine Beſtimmungen. Das Eis wurde bald von dieſem, bald
von jenem Dorfbewohner abgeholt. Da nun Vetters nach An
ſicht des neuen Ortsvorſtehers das Eis unerlaubt genommen
hatten, ſandte letzterer dem Vater Vetter eine Rechnung
4 Fuhren Eis, etwa 200 Zentner, im Betrage re
Ortsvorſteher ließ aber mit ſich handeln Vekters Söhne za
4 Mark und glanbten, die et ſei damit abgetan. Der Ge
meindeverwalter hatte ſich ſchließlich an die Brauerei, die i
Eis bekommen hatte, gewandt, und dort für die Gemeindekaſſ-
15 Mark verlangt, mit welch ſonderbarer Forderung er aber
abgewieſen worden war. Hinterher erhielt aber merkwürdiger-
weiſe Vetter ſen. eine Anklage wegen „Eisdiebſtahls“, die kürz-
lich vor dem Schöffengericht zur Verhandlung kam. Da es
aber Uſus war, daß das Eis vom Teiche unerlaubt weggeholt
wurde, und ſeines, Vetters, Söhne damals ohne jedes Bedenken
am hellen lichten Tage weggeholt worden iſt, mußte ſelbſtver
ſtändlich Vetters Freiſprechung erfolgen, die auch vom Staats
anwalt beantragt worden war.

Groß-Kugel. Der Gutsbeſitzer Julius Herrmann ſtürgre
vor einigen Tagen von einem mit Heu beladenen Wagen und
iſt an den davongetragenen Verletzungen geſtorben.

Beeſenlaublingen. (Eig. Ber.) Am vergangenen Freitagverunglückte der erſt 16 gee alte Arbeiter Karl Keller im

hieſigen Gipsbruch dadurch ſehr ſchwer, daß ein Sprengſchuß,
welcher nicht losgegangen war, von ihm ausgemeißelt wurde
und dabei ſich entlud. Es wurden dem Manne beide
Hände verſtümmelt, auch im Geſicht erlitt er Verletzungen,
ſodaß ſich ſeine Ueberführung nach dem Bergmannstroft in
Halle notwendig machte, wo ihm bereits die linke Hand ab-
genommen worden iſt.

Auf Veranlaſſung eines der e dieſes Bruches, des
Herrn Ernſt, iſt dieſe Arbeit ausgeführt worden. Es iſt nur
ein Glückszufall, daß nicht noch mehr Unheil angerichtet worden
iſt, denn in der Nähe waren noch mehrere Arbeiter, als der
Schuß losging, der ſogar den Meißel des jungen Mannes
etwa 40 Meter hoch ſchleuderte. Es erſcheint uns unerfindlich,
daß man Befehl geben kann, einen Schuß auszumeißeln, wodoch deutlich zu ſchen iſt, daß bei der Bearbeitung ein Unglück

unvermeidlich iſt. Auch wäre es angebracht, den Beteiligten
genaue Jnformationen zu geben, über das Entladen nicht los
gegangener Schüſſe.

Aus den Nachbarkreiſen.
Schlettan. (Eig. Ber.) Gelegentlich der letzten

Kirmesfeier war es zwiſchen dem Arbeiter Friedrich
Müller, deſſen Bruder, dem Schmiedegeſellen Richard
Müller und dem Zimmermann Mohr in Paſſendorf zu einem
Streit gekommen. In deſſen Verlaufe die beiden Müllers den
Mohr mit Gegenſtänden erheblich mißhandelt hatten. Von dem
Halleſchen Schöffengericht wurde Friedrich M. mit 2 Monaten
und ſein Bruder mit 3 Monaten Gefängnis verurteilt. Hier-
gegen hatten die beiden Verurteilten bei dem Halleſchen Land
gericht Berufung eingelegt, die das Ergebnis hatte, daß Frie-
drich Müllers Berufung verworfen, und bezüglich Richard
Müllers Berufung ein neuer Termin angefetzt wurde, da bei
dieſem Angeklagten die Ladungsfriſt nicht gewahrt worden war.

Merſeburg. Herr Suchsland hat zu der heute abend
ſtattfindenden Volksverſammlung, in welcher Genoſſe Peus-
Deſſau über das Genoſſenſchaftsweſen referieren wird, ſein Er
ſcheinen zugeſagt.

Hohenturm. Tödlich verunglückt. Der Gutsbeſitzer
Adolf Püpke aus Roſenfeld walzte mit einem jungen Pferde
den Acker. Als er das Tier beſteigen wollte, fiel er herab und
ſchlug ſo unglücklich auf den Hinterkopf auf. daß er das Be
wußtſein verlor und noch am Abend verſtarb.

Aus Zeitz erhalten wir folgende Erwiderung auf die Notiz
in Nr. 113 unſeres Blattes, das Preiskegeln im Schützenhauſe
betr. Zur Richtigſtellung des in Nr. 113 enthaltenen Artikelserlauben wir uns zu bemerke daß von ſeiten des Herrn

C. Jfland nicht das geringſte getan worden iſt, um dem von
gert R. Werther, Deutſcher Kaiſer, Aue-Zeitz, veranſtalteten

reiskegeln Abbruch zu tun. Vielmehr war das Preiskegeln
im Schützenhaus ſchon im Februar geplant, Anfang April hat
Herr C. Jlfland bereits um Erlaubnis dazu nachgeſucht.
Außerdem hat die ganze Sache ein Ausſchuß in der Hand ge-
habt und Herr C. Jffland hat das Allerwenigſte dazu getan.
Uebrigens hat von den Beteiligten keiner gewußt, daß Herr
Werther eine gleiche Veranſtaltung plant. Berreffs der Annonce
war die Sache nur von einen Beteiligten verſehen worden und
etwas zu ſpät nach der Erpedition gebracht worden, ſonſt
hätten die beiden Anzeigen zugleich im Blatt geſtanden. Alsdie Anzeige im Zeitzer Anzeiger erſchien (die R Wertherſche),
lag die vom Schützenhans ebenfalls ſchon dort, ſie war, wie
geſagt, nur etwas zu ſpät hingebracht worden. Die Kegelbahn
iſt übrigens weiter verpachtet.

Das Komitee:
J. A. J. Schneider. C. Voigt. A. Meyer.

Unſer Korreſpondent wird zu vorſtehender Erwiderung
Stellung nehmen.

Weißenfels. Streikurteile. Sollten da nach der
Anklage am 23. März d. J. die Schuhmacher Branski und
Hoppe den bei H. Böhme beſchäftigten Arbeitswilligen Franke
beleidigt und beläſtigt haben. Beantragt wurde nach dem
Groben Unfugsparagraphen je drei Tage Haft. Da aber das
Belaſtungsmaterial nicht ausreichte, erfolgte gerichtliche u
ſprechung. Ebenfalls ſollte der SchuhfabrikarbeiterChanerhammer den durch mehrere Prozeſſe ſchon bekannt

gewordenen Arbeitswilligen Michael am 24. Februar unweit
der Kannewurſſchen Fabrik mit Redensarten beleidigt haben.
Zwei Zeugen hatten von den angegebenen Beleidigungen nichts
gehört. Auf Grund der Angabe des Arbeitswilligen wurde
Schauerhauer mit 1 Worhe Gefängnis belegt. Weil ſich
der Schuhmacher W. Eiſenkrämer ebenfalls in beleidigender
Weiſe ſollte ſich über das Anwerben von Streikbrechern ge
äußert haben, muß er für dieſes Verbrechen 10 Mark Geld
ſtrafe zahlen oder zwei Tage Gefängnis abſitzen. Die
beiden Fabrikanten Brendel K Lucke hatten am 10. März einen
ihrer Arbeitswilligen Namens Wendrock ſoweit gebracht, Wer Anzeige erſtattete gegen das Tarſtommiſſionsemitgit



M. Schnabrich, der nach ihren e eugenausſagen am
Morgen des genannten Tages vor dieſer Fabrik Strei

als Lumpen e d er bezog esauf ſich, ohne irgend welchen Anhalt dafür zu und das
Gericht verurteilte Schnabrich mit 15 Mark Geldſtrafe oder
drei Tagen Gefängnis, außerdem wurde die Publikationsbefugnis
ausgeſprochen.

Kein Streikurteil. Der Schußfabrikant M Seiler
mußte vor Gericht erſcheinen und glaudte mit einem beſonderen
Ausnahmerecht ausgerüſtet zu ſein, er weigerte ſich als An
geklagter die Anklagebank zu beſteigen und wollte vom Zuhörer
raum aus ſeine Angelegenheit, die er ſeinem Verteidiger über
tragen hatte, verfolgen. Darauf ließ ſich natürlich das Gericht
nicht ein, und nach langem Zögern mußte wohl oder übel auch

M. Seiler das arme Sünderbänkchen zieren.
Auf Anzeige von zwei Po r hatte er dreimal die

Straße vor ſeinem Grundſtück nicht gereinigt; er wurde aber
freigeſprochen.

Eilenbzerg. Ein für die Zuſchauer niſht un
intereſſanter Zwiſchenfall, ein Duell zwiſchen einer
olden Weiblichkeit und einem Mitgliede des ſtarken Geſchlechts“,
ielte ſich Sonnabend vormittag auf dem hieſigen Wochen

markte ab. Den Höhepunkt der Komik erreichte die Schlägerei,
als die ſchlagfertige Frau einen mit friſchen Eiern gefüllten
n als Waffe benutzte, deſſen zerbrechlicher Jnhalt ſich

r den männlichen Helden ergoß, und dieſer mit dem Gelb
der verſchiedenen Dotter ſchön dekoriert, das Feld räumen mußteSreyna Vom Blitz getroffen Bei dem

i

Gewitter wurde in Torna eine Arbeitersfrau auf dem Hofe
des Brünning vom Blitz getroffen. Sie liegt
hoffnungslos darnieder.

Erfurt. Malerausſtand. Die organiſierten Maler be
ſchloſſen, in den Streik zu treten. Jhre Forderungen ſind
folgende: Lohnerhöhung pro Stunde um 5 Pfg., Lohnzuſchläge
ür Nachtarbeit und auswärtiges Arbeiten, ſowie die 9s ſtündige
rbeitszeit. Ueber den Ausſtand wurde ſchriftlich abgeſtimmt

und lauteten 159 el für und 60 gegen den Streik. Von
240 am arbeitenden Malern befinden ſich 220 im Aus-

nde. Bis jetzt ſind die Forderungen in drei Werkſtellen be

Schneideragusſ errung. Bis jetzt ſind 102 Arbeiter
Geſchäften ausgeſperrt.

Eingeſandt.
Zur Kanalſteuer.

Die in dieſen Tagen zur Verteilung gelangten Steuerzettel
enthalten auch einen Poſten als Kanalſteuer. Jch habe
nun kein Kloſett im Laden, nur eins in der Wohnung; trotz
dem iſt Laden und Wohnungsmiete r worden
und ich ſoll 5. 10 M. Kanalſteuer zahleu, vierteljährlich genau
1.275 M., dabei habe ich nicht mal Waſſerſpülung, alſo gar
keine Kanaliſation.

Wie kann die Stadt für etwas bezahlt nehmen, wo fie
keine Gegenleiſtung gewährt? Das iſt ein unhaltbarer Zu-
ſtand. Erſt in 8 d a ſoll der Kanal in Gebrauch zu
nehmen m und jetzt ſoll ſchon dafür bezahlt werden!

Wie kann man denn heute für eine Sache bezahlen ſollen,
die man erſt nach vielen Jahren geliefert bekommt? Es kann
doch der Fall ſein, daß man dann gar nicht mehr hier iſt reſp
ſchon längſt geſtorben iſt.

Wenn ein Schneider ſagen würde: Jn 8 Jahren liefere
ich Dir einen Anzug, aber Du mußt jetzt ſchon jedes Jahr
5 M. darauf bezahlen ſo iſt der Mann doch reif für Niet-
leben. Dann noch die Ungerechtigkeit dazu: ich kleiner Ge
ſchäfts mann ſoll zwei- oder dreimal ſo viel Steuern für Kanal
bezahlen als mein Hauswirt, der mit ſeiner großen Familie
den Kanal doch öfter benutzen wird als ich im Laden, wo ſich
keine Kanaliſation befindet. Das iſt doch eine Ungerechtigkeit,
wie ſie nicht größer ſein kann.

Da wundern ſich die Herren, daß ihr „geſundes Steuer
prinzip“ in den Bürgerkreiſen keinen Anklang findet. DieEinwohner müßten aber Jdioten ſein, wenn ſie dieſer unge

rechten Verteilung der Laſten zuftimmten.
Warum wundern ſich da die Machthaber noch über die Zu

nahme der ſozialdemokratiſchen Stimmen Die Großen find
ja nur darauf bedacht, die Unzufriedenheit zu ſchüren und g.
mehren und nennen ſich noch große Sozialpolitiker. Weil ein
Mann ſich durch ein kleines Geſchäftchen zu ernähren ſuchtund deshalb einen Laden braucht, ſo m er zur Strafe
doppelt und dreifach bluten. Wenn er auch eine noch ſo kleine
Wohnung nimmt, um durchzukommen, ſo ſuchen die Macht-
haber ihn auf andere Art ſein bißchen Daſein zu erſchweren.

kommt die Stadt mit Schaukaſtenſteuer und dann mit
Kanalſteuer, das alles ſind Sachen, die den kleinen Mann am
ſchwerſten treffen, denn den großen Geſchäften ſind dieſe Ab-
gaben doch nicht ſo drückend wie den kleineren, die mit jeder
Mark rechnen müſſen.

Es wird nicht lange dauern, da wird das geſunde Prinzip
auch noch auf die Steuern eine Steuer legen und zwar auf
die hohen Steuern wenig und auf die niedrigen viel, damit
ein „gerechter Ausgleich zuſtande kommt, wie unſere Wohl-
weiſen ſogen würden.

Wir werden dann alle Handwerksburſchen ohne Handwerk.
Dann iſt's erreicht und die Reichen ſind dann ganz unter ſich.
Wie hat doch der Spruch Berechtigung: wen Gott vernichten
will, den ſchlägt er mit Blindheit. Damit will ich nicht be-
haupten, daß es einen z denn ſonſt wäre er ſicher ſchon
mit einem Donnerkeile dazwiſchen gefahren.

Nun ſchließe ich, um mir den freien Abend nicht zu ver
derben, der iſt noch das einzige, was uns gnädigſt ohne Steuer

erlaubt iſt. mus.

r
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Eingeſandt aus Wittenberg.
Gloſſen zu unſerer Maifeier.

Wenn auch unſere diesjährige im Kronprinz, Kl. -Wittenberg,
ſtattgehabte Maifeier im allgemeinen in recht würdiger Weiſedenleuſer iſt, ſo hat dieſelbe doch einige Momente gezeitigt,
welche nicht unbeſprochen bleiben dürfen. Vor allen Dingen
muß geſagt werden, daß die Vorbereitungen zu der Feier viel
zu ſpät in die Wege geleitet wurden. Wenn nicht die rührigeeſtkonmnſſion noch in den letzten Tagen mit fieberhafter
Tätigkeit gearbeitet hätte, ſo hätte wohl die Feier das Bild
nicht gegeben, welches ſie tatſächlich gegeben hat. Auch mußte
die Leitung ſich recht früh einen Referenten ſichern, da h
bei der großen Nachfrage nach geeigneten Kräften der Fa
hätte eintreten können, daß keiner mehr disponibel war, und
dann ſchließlich der Hauptpunkt, die Feſtrede, in Frage geſtellt
worden wäre.

Was nun die Volksverſammlung am Abend des 1. Mai an-
betrifft, ſo muß richtig geſtellt werden, daß nicht 250 Perſonen
anweſend waren, wie in dem Bericht im Volksblatt angeführt
war, ſondern nur 160--170 Perſonen laut Kaſſaeinnahme. Von
dieſen 165 Perſonen waren, man höre und ſtaune, ungefähr
20 Perſonen von Wirten anweſend. Die übrigen waren
von Kl. Wittenberg und Pieſteritz. Es iſt geradezu beſchämend
ürv die organiſierte Arbeiterſchaft i enberg daß vonWo organifierten Arbeitern ſ ch ganze 20

Mann an der Volksverfammkung z E
des Weltfeiertages beteiligt haben.mit konſtatiert werden, daß gerade die Karten und
ebend ſein wollenden Gvef aften hier vollſtändi

Weg daß gerade die kleinen Gewerkſcha

tärkſten vertreten waren. Da waren z. B. en
ardeitern (ca. 100 organiſierte Mitglieder) 3, von den Buch
druckern (ca. 100 organiſierte Mitglieder) 4, von den Maurern
(ca. 200 n erte Mitglieder) ſozuſagen gar keiner ver
treten. Ent igungen können hier nicht geltend gemacht
werden. Dieſe Tatſache muß hier einmal öffentlich an den
Fragen eſtellt werden. Als Schreiber dieſes mit noch eini
en Genoſſen nach Hauſe Fwogeing, und den We dir die
Foswigerſtraße nahm, da konnte man in einer gewiſſen bärger-

lichen Kneipe organiſierte Arbeiter ſitzen ſehen. So feierten
dieſe den Weltfeienag. Lobend muß die Beteiligung von
Kl.- Wittenberg und Ptreſteritz anerkannt werden. enn von
Wittenberg aus ſo weiter gewurſtelt wird, haben wir ja noch
eine roſige Zukunft in unſerer Bewegung zu erwarten.

Die Mai-Nachſeier am 7. d. M. wurde ja bekanntlich mit
einem Frühkonzert eröffnet, welches ja auch trotz des herrlichenWetters nur was beſucht war. Als Schveiber dieſes hin-
ausging, begegnete er organiſierte Arbeiter welche wieder in
die oben genannte Kneipe w. v Es iſt bei dem aus
Ken Bedürfnis dieſer Leute nach gli großen

äumen und friſcher Luft zu bewundern, wie ſie an einem
ſo ſchönen n an wel dazu noch die Arbeiterſchaftmit einem Frühldonzert die e begeht in dieſem
dumpfen und ſtickigen Reſtaurant aufhalten können, das, wie
7 bemerkt, kein Partei fondern ein bürgerliches Lokal iſt.

ine ſchöne Jluſtration für die Würdigung der Maifeier von
ſeiten dieſer Arbeiter. Die Nachmittagsfeier verlief ja in recht
r und gemütlicher Weiſe. Jedo hier noch einVorfall erwähnt, der ſich faſt ungeſehen abgeſpielt hat. Cinem
r war der am Eingange zum Garten auf
haltende Gendarm im Wege. Er kam in ſeinen den arm
betreffenden Redensarten ſo weit, daß er von mehreren Ge-
noſſen energiſch in ne Dre erwieſen werden mußte.
Der aus dem Lande der „Rauferei“ ſtammende enberg-
jünger mußte wiſſen, dies muß man doch mindeſtens an

endarm nicht aus eigenem Antriebe ſondern
auf Befehl ſeiner vorgeſetzten Behörde kommt. Jn dieſem Falle
hatte der Beamte aber mehr Charakter als dee Buchdruckev, in
dem er ſtille war, um nicht eine etwaige Beleidigung ſeiner
Perſon von ſeiten des betreffenden Buchdrukers herauf z be
ſchwören. Ornanifierte Arbeiter müſſen noch viel Bildung
lernen, ſelbſt wenn es auch Buchdrucker ſind.

Das heranziehende Unwetter am Abend hatte wohl depr
beigetragen, daß der Ball nicht ſo beſucht war, wie es wohl hätte
der Fall ſein können. Auch während des Balles kamen einige
Fälle vor, welche zeigten, daß organiſierte Arbeiter immer noch
nicht wiſſen, wie dieſelben ſich als ſolche zu bewegen haben.
Es muß der Stolz eines organiſierten Arbeiters ſein, daß er
ſich beſſer und gebildeter b ff. als gewiſſe andere Kreiſe.
Es ſoll zum Schluß noch einmal geſagt werden, daß die orga-
niſierten Arbeiter Wittenbergs ihre auch in der diesjährigen

7 wioder zum Ausdrurk gekommene Gleichgiltigkeit gegen
die Arbeiterbewegung nun endlich einmal ablegen und ſich alle
als würdige Glieder in der Kette erweiſen, die von keinem
Ausnahmegeſetz, keiner Polizei, keinen Bajonetten und keinen
Kanonen geſprengt werden kann.

Aus dem Reiche.
Breslau. Aus dem Berliner Gefängnis wurde der durch

die Angelegenheit Haſſe bekannte Handelsmann Bruno Lächel
der Breslauer Strafkammer vorgeführt und wegen Erprefſung
egen einen Homoſexuellen zu drei Jahren Gefängnis und dreiJahren Ehrverluſt verurteilt.

Marienwerder. Jn der Wärterbude 98 bei Schwetz ent
ſtand Feuer, während der Wärter auf dem Streckendienſt war
wei Kinder verbrannten, die Frau und ein Kind erlittenſchwere Verletzungen.

Köſtritz. tie Urheber des Automobilunfalles,
durch den am Oſtermontag dſs. Js. die dreijährige Tochter des
Tuchmachers Schweter überfahren und getötet, während eine
Schweſter dieſes Kindes ſchwer verletzt wurde, werden ſich in
Kürze vor der Strafkammer in Gera zu verantworten haben.
S rer des Automobils. das dem Berliner Rechtsanwalt Dr.

illy Abrahamſohn gehört, war der 24 lärie Chauffeur Harl
Nowaczek. Neben dem ſtrafrechtlichen Verfahren lag ein zivil-
rechtliches. auf grund d die unglücklichen Eltern ihre
Schadenerſatz- Anſprüche geltend machen.

Kafſel. 4 Kinder ver brannt. Bei einem Brande, der
ein Wohnhaus im Dorfe Weimar in Aſche legte, ſind 4 Kinder
im Alter von 9, 7, 5 und 3 Jahren in den Flammen um
gekommen. 4 andere Kinder konnten gerettet werden.

Soeſt. Furchtbarer Tod eines Kindes. Ein Schwein,
das unbemerkt in die Wohnung eines Landwirtes eingedrungen
war, fraß einem in der Wiege liegenden Kinde den halben
Kopf ab, ſo daß der Tod eintrat.

München. Wieder eine Familientragödie. Die
Frau des Stationsgehilfen Bilz tötete ihre drei Kinder imAlter von 2——5 Jahren, indem e ihnen die Kehle durchſchnitt.

Wahrſcheinlich hat die Frau in einem Anfalle von Geiſtes
geſtörtheit gehandelt.

Vermiſchtes.
Von der Genickftarre. Jm Landkreiſe Beuthen ſind

nach amtlicher Feſtſtellung vom 11. bis 17. Mai 27 Perſonen
erkrankt und 10 geſtorben. Die Geſamtzahl der Erkrankungen
im Landkreiſe beträgt 405, die der Todesfälle 191. Jn dem
Dorfe Annen bei Dortmund iſt ein zweiter Fall von
Genickſtarre beobachtet worden. Erkrankt iſt ein junges Mädchen,
die Tochter eines Handwerkers, bei dem ein nan von Genick-
ſtarre befallener Geſelle in Arbeit ſtand. Auch in einem
Dorfe bei Baſel iſt ein Todesfall infolge Genickſtarre vor
gekommen.

Jiteratur.
Von der Neuen Zeit iſt ſoeben das 34. Heft des 28. Jahr

gangs erſchienen. Aus dem Jnhalte des Heftes heben wir her
vor: Gewerkſchaft und Partei. Von Heinrich Beer (Wien).
Das franzöſiſche Zunftwefen am Vorabend der großen Re
volution. Eine wirtſchaftsgeſchichtliche Studie. Von Ludwig
Queſſel. (Schluß.) Eine Reviſion der gewerkſchaftlichen
Taktik. Von K. Kautsky. Die Stellung der Gewerkſchaften
zur Partei in Holland. Von Henriette RolandHolſt. Partei

nehmen, d

und Gewerkſchaft in Dänemark. Von Guſtav Bang. Die
Konſumvereins- W in reich Von Siegmund Kaff.
Konſervierte Geſindeſtklaverei. Von Emil Fiſcher.

Letzte Aachrichten.
Krieg in Oftaſten.

Petersburg, 22. Mai. Auf der Admiralität ſcheinen un
ünſtige Nachrichten über die Flotte Roſchdjeſtwens einge
aufen zu ſein. Man erklärt, man ſolle nicht allzu ſanguiniſche

Hoffnungen betreffs der Seeſchlacht haben.

Marburg, 22. Mai. Schwere Gewitter ſind in Treisbach
bei Marburg und in Daſſen bei Fulda r Jn
letzterer Ortſchaft ſchlug der Blitz in ein Gehöft ein, welches
in Flammen aufging. Die Tochter des Beſitzerg wurde vom
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an ba SanEtettin, 22. Mai. Bei Ahrenshoop
Segelſchiff Unna und ging verloren.
ertranken.

Prag, 22. Mai. Jn zahlreichen, geſtern hier abgehaltenen
ſozialiſtiſchen Verſammlungen wurde beſchloſſen, nunmehr mit
aller Energie für die Einführung des direkten geheimen
rechts einzutreten.

London, Mai. Die Polizei beſchloß, die Pilgerfahrten
der Arbeitsloſen (ſiehe Tagesgeſchichte Ausland) nach der
Hauptſtadt nicht mehr zu geſtatten. Etwaige Märſche ſollen
am Weichbild aufgehalten werden. Als Grund für die Maß
regel wird die Berkehrsbehinderung angegeben.

Chicago, 22. Mai. Der Streik der Kutſcher endete mit
bedingungsloſer Kapitulation der Kutſcher. Von 3772 Leuten
wurden nur 1300 wieder eingeſtellt. Der Ausſtand dauerte
45 Tage und koſtete 7 495 000
wundete.

ollars, 10 Tote und 500 Ver

Standes amtliche Nachrichten.
Halle (Rord, Burgſtraße 38), 17. Mai.

Aufgeboten: Bauarbeiter Kreßmann und Marie S
emann (Lettin und Saalwerderftraße 14). W

berg und Berta Köllmann (Körnerſtraße 2 und Richard
ſtraße 34). Maſchinentechniker Voigt und Emma k
(Breslau und Henriettenſtraße 9). Prakt. z Dr. med.
Köbrich und Charlotte Wunder (Wettin und Karlſtraße

Geboren: Gärtner Lutze S. (Friedrichſtraße 34).
mann Schleſinger S. (Roſenſtraße 2). Polizei Sergeanten
Köpp T. euterſtraße 9). ernmacher Barth S. (Advo

maGeſtorben: Materialwarenhändlers Kunter EChefrau
eb. Mettin, 40 J. Ludw. Wuchererſtraße 48). Formers Fiſcher

hnarbeiters Zwirnmann S., 2 J. (Fritz Reuterſtraße 4),
neidemüller Jahn, 52 J. (Seebenerſtraße 13). Maurer

18. Mai.
Aufgeboten: Chauſſeearbeitex Pforte und Emma Niemann

(Garſeng und Saalwerderſtr. 10). Fleiſcher Juſt und Minng

Koch und Selma Mordan Richard Wagnerſtraße 53).
W Remmicke und Marie Geier (Göbenſtraße 15

Geboren: Geſchirrführer Graneis S. (Seebenerftr. 42).
Geſtorben: Bahnarbeiters Zwirnmann S., 10 M. Zrit

ſtraße 50). Eiſenbahn-Lokomotivführer Melde, 34 J. (Sch
ſtraße 15). Lehrers Große Ehefrau, 48 J. (Friedrichplaß 9.

19. Mai.
Aufgeboten: Kaufmann Nietſch und Frida Reußner (Gelſen

(Schleifweg 5 und Fleiſcherſtraße 39).
Geboren: Arbeiter Riffert S. 3). Leutnant

ſtraße 4). Geſchirrführer Klingner T. (Seebenerſtraße 51).
20. Mai.

(Blumenthalſtr. 20 und Schillerſtr. 30). Eiſendreher Stro
und Berta Heinicke (Schulberg 3 und Wörthſtr. 115. Schloſſer

arbeiter Fiſcher und Anna Fiſcher geb. Herrmann (Belfort
ſtraße 7a und Schulberg 9).

(Seebenerſtr. 1 u. Kl. Sandberg 23). Bergaſſeſſor Dr. Hörnecke
und Vera Schmiedicke (Friedrichshall und Lafontaineſtr. 34.

Ladenbergſtr. 1). Bauarbeiter Ulrich und Martha Heinri(Saalwerderſtr. 14 und Plan 3). 9 v
Ar

katenweg 15).

hefrau Thereſe geb. Berghoff, 46 J. (Große Wallſtraße 19.

Se 76 J. ittekindſtraße 6).

Haynitzſch Merſeburgerſtr. 161 und Köthenerſtraße 3). e

euterſtraße 5). m
Reuterſtraße 49). Fabrikarbeiters Windt T., 5 M. Tr

Bürgermeiſters a. D. Horn Ehefrau, 71 J. Reilſtraße 101).

kirchen und Leſſingſtr. 15). Arbeiter Funke und Hedwig Händler

Willecke S. (Händelſtraße 21). Ingenieur Weilandt S. (Arnd-

Aufgeboten: Schloſſer Klappenbach u. Marie ger

Mohr und Eliſe Leibe Reilſtr. 35 und Talſtr. 16). Fabrik-

Eheſchließungen: Kaufmann Müller und Paula Bruder

Bahnarbeiter Höpfner und Emilie Roſt (Eichendorffſtr. 33 und

Geboren: Schloſſer Krüger S. (Dölauerſtraße 17).
beiter Saupe T. Reilſtraße 41). Eiſenbahn RangiT. (Fritz Reuterſtraße 2). s kenbahn Nangierer Koch

Geſtorben: Kaufmanns Büſchel T., 5 J.
ſtraße 40)

Halle (Süd, Steinweg 2), 19. Mai.
Aufgeboten: Arbeiter Hoyer und Minna Peterſohn (Mittel

ſtraße 18 und Graſeweg 1). Kupferſchmied Bergemann und
Pauline Röhrig (Dieskauerſtraße 2 und Niemeyerſtraße IV.
Wächter Günther und Anna Meyſchker (Hermannſtraße 17 und
Brüderſtraße 9. Krankenwärter Scholz und Martha Breitung
(Magdeburgerſtraße 18 und Delitzſcherſtraße 5). Fleiſchermeiſter
Wernicke und Antonie Dockhorn (Helbra und Beeſenlaublingen).
Arbeiter Ehring und Roſalie Bley a und Unter
eſperſtedt). Feldwebel Gebhardt und Eliſe Moſebach (Halle a. S.
und Kaſſel). Lehrer Nicolai und Helene Ellrich (Halle a. S. und
GroßKorbetha).

jeboren: Arbeiter Kreiſche T. (Schmiedſtraße 22). Kupfer
ſchmied Pfiſter T. (Merſeburgerſtraße 109). Oberpoſtſchaffner
Geiſel S. (Bernhardyſtraße 43 a). Arbeiter Strecker T. (Kleine
Ulrichſtraße 37). Zimmermann Reinicke T. (Beeſenerſtraße 25).
Tiſchler Breyer S. (Kl. Sandberg 5). Arbeiter Voigt S.
(Meckelſtraße 3). Arbeiter Heyde T. (Krauſenſtraße 22). Fleiſcher
meiſter Friedemann S. (Merſeburgerſtraße 111). Arbeiter Pola T.
(Schmiedſtraße 23).

Geſtorben: Prokuriſten Kellert Ehefrau geb. Henze, 37 J.
(Magdeburgerſtraße 51). Handelsmanns Schütze Ehefrau geb.
Krüger, 57 J. (Siechenhaus r Arbeiters Danneberg
Ehefrau Kloppe, 54 J. (Klinit). Arbeiters Richter S., 2 J.
Lerchenfeldſtraße 15). Bautechnikers Lotze S. 2 J. Ladenberg
ſtraße 1). Zigarettenmacherts Rafe T., 5 J. (Eliſabeth-Kranken
haus).

Verzeichnis
der größeren Lokale in Halle und dem Saalkreis welche der
Arbeiterſchaft zu Verſag a ngen 2c. zur Verfügung

ehen:
Jn Halle:

Bellevne, Lindenſtraße,
Konzerthaus, Karlſtraße.
Drei Könige, Kl. Klaus u. Oleariusſtr.-Ecke.
Moritzburg, Harz,
Weißes Roß, Geiſtſtraße,
Engliſcher Hof, Großer Berlin.
Köppchens Lokal, Unterberg (früher Faulmann).
Erholung, Martinsberg 6, Jnh. e äh
Schramms Reſtaurant, Merſeburgerſtr. 's Hoß).

Jn Giebichenſtein
Burgtheater, Wilhelmshöhe,

Hoheſtraße. Burgſtraße.
Trotha: Bernſteins Reſtaurant, Götſcheſtraße

Sachſenburg.
Kröllwitz: Lindenhof.Nietleben: Z. zur Sonne.
Osmünde: Gaſthof von Auguſtinigk.
Burg bei Radewell: Reſtaurant zum Burgſchlößchen.Löbejün: Gaſthaus zum Goldenen wen
Wettin Gaſthof zur Weintraube.

Der, Vertrauensmann.
Berantwortlicher Redakteur: E. Däumig in Halle.

(Seebener-
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